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1 Einleitung 
Nicht erst seit der geplanten Fusion zwischen den beiden Medienkonzernen, 
der ProSiebenSat.1 Media AG und der Axel Springer AG im Jahr 2005, 
wird in Deutschland aber auch in anderen Ländern, wie der USA, Großbri-
tannien und Australien eine rege Diskussion darüber geführt, wie crossme-
diale Fusionen ökonomisch und juristisch zu bewerten und welche Auswir-
kungen von ihnen zu erwarten sind. Im Gegensatz zu anderen Branchen 
stellt der Mediensektor und insbesondere der private Rundfunk dabei eine 
Besonderheit dar. Neben den von der üblichen Fusionskontrolle abweichen-
den Vorschriften für Presseerzeugnisse, unterliegen Zusammenschlüsse, an 
denen private Rundfunkunternehmen beteiligt sind, einer Kontrolle durch 
die Landesmedienanstalten und der Kommission zur Ermittlung der Kon-
zentration im Medienbereich (KEK). Während das Bundeskartellamt über 
die rein ökonomischen Auswirkungen einer Medienfusion zu urteilen hat 
und prüft, ob durch den Zusammenschluss Marktmacht entsteht, obliegt es 
der KEK, eine Bewertung darüber abzugeben, ob die Fusion die Meinungs-
vielfalt gefährdet, bzw. zu prüfen, ob vorherrschende Marktmacht entsteht.  

Grundlage für die Analyse des Meinungseinflusses ist der Rundfunk-
staatsvertrag (RStV), der verschiedene Vermutungstatbestände für eine 
mögliche Meinungsmacht formuliert. Sind diese Tatbestände nicht erfüllt, 
liegt aber dennoch ein Marktanteil von 25% vor, schreibt der RStV eine 
Gesamtbetrachtung aller Aktivitäten der beteiligten Unternehmen in me-
dienrelevanten Märkten vor. Abgesehen davon, dass die genaue Wirkung 
der Konzentration bei Medienfusionen im Allgemeinen und bei crossmedia-
len Zusammenschlüssen im Speziellen immer noch nicht eindeutig erforscht 
sind, herrscht Unklarheit darüber, wie eine solche Gesamtschau der Aktivi-
täten vorzunehmen ist. Dabei ist insbesondere fraglich, wie unterschiedliche 
Medienmärkte, wie etwa Fernseh- und Zeitungsmärkte, in Beziehung zuein-
ander gestellt werden können und wie der Meinungseinfluss in diesen Märk-
ten adäquat gemessen und miteinander vergleichen werden kann. Die Prob-
lematik ist dabei, ein Bewertungssystem zu schaffen, das es erlaubt, den 
gesamten Meinungseinfluss eines fusionierten Unternehmens zu bewerten.  

Wie der Fall ProSiebenSat.1/Springer gezeigt hat, ist die Erstellung 
eines solchen Systems, das die Vergleichbarkeit der Meinungseinflüsse in 
unterschiedlichen Medien ermöglicht, nicht trivial. Das von der KEK ge-
wählte Bewertungsschema zeigt die Probleme einer solchen Bewertung auf 
und ist, wie der vorliegende Beitrag zeigen soll, zu Recht an mehreren Stel-
len kritisiert worden. Es stellt sich daher die Frage, wie ein angemessenes 
Bewertungssystem aussehen muss, oder aber ob es überhaupt möglich ist, 
Meinungsmacht für die Medienaufsicht in adäquater Weise zu messen und 
darüber hinaus zwischen den verschiedenen Märkten vergleichbar zu ma-
chen. Eine Alternative zu der Vorgehensweise einer Gesamtbetrachtung, 
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liegt daher darin, sich auf die vorhandenen Vermutungstatbestände zu be-
schränken und Fusionen, die unter dieser Schwelle liegen nicht weiter zu 
prüfen. Dazu wäre jedoch eine Reform des RStV notwendig.  

Eine Frage, die im vorliegenden Papier nicht abschließend beantwortet 
werden kann, ist die nach der Notwendigkeit der Prüfung von vorherrschen-
der Meinungsmacht. Die Evidenz dafür, dass potentielle Meinungsmacht 
einer schärferen Kontrolle unterliegen sollte als Marktmacht, ist nicht ein-
deutig. Eine weitere, noch weiterreichende Alternative zum bestehenden 
Recht bestünde daher darin, gänzlich auf eine solche Prüfung zu verzichten 
und lediglich eine Analyse der möglichen Marktbeherrschung vorzu-
nehmen.  

Das vorliegende Papier nimmt sich einem Großteil dieser Fragen an 
und fokussiert zum einen auf die Auswirkungen crossmedialer Fusionen und 
zum anderen auf die Probleme der Vielfaltsmessung. Dazu wird zunächst in 
Kapitel 2 der Begriff der Vielfalt und seine unterschiedlichen Ausprägungen 
erläutert und eine ökonomische Sichtweise insbesondere in Bezug auf die 
Meinungsvielfalt angeboten. In Kapitel 3 werden dann die verschiedenen 
Anreize diskutiert, die Medienunternehmen dazu bewegen intra- sowie 
crossmediale Zusammenschlüsse vorzunehmen. Hierbei stehen insbe-
sondere Kostenaspekte und die Besonderheiten von Medienmärkten im 
Vordergrund. Anschließend werden dann im vierten Kapitel mögliche Aus-
wirkungen von Medienfusionen auf Produktdifferenzierung und Meinungs-
vielfalt diskutiert und ein Überblick über den Stand der ökonomischen Lite-
ratur gegeben. Kapitel 5 beschäftigt sich schließlich mit der Problematik, 
ein geeignetes Maß für Meinungsvielfalt zu finden. Anhand des Fusionsfalls 
ProSiebenSat.1/Springer werden dabei vor allem die Schwierigkeiten darge-
stellt, einen validen Vergleichsmaßstab für unterschiedliche Medienmärkte 
zu finden. Kapitel 6 schließt dann mit einem Fazit.  

 

2 Meinungsvielfalt aus ökonomischer Sicht  
Vielfalt bzw. publizistische Vielfalt oder Meinungsvielfalt sind in der Me-
dienökonomie vieldiskutierte Begriffe, die immer wieder Anlass zu Kontro-
versen gegeben haben und in verschiedenen Formen auftreten (vgl. Kruse, 
1996). So lässt sich publizistische Vielfalt einerseits in konsumtive und me-
ritorische Vielfalt unterscheiden. Konsumtiv kennzeichnet dabei, dass Me-
dienprodukte als normale Konsumgüter aufgefasst werden und sich Vielfalt 
im Sinne einer horizontalen (und vertikalen) Produktdifferenzierung gemäß 
vorliegender Konsumentenpräferenzen abbilden lässt. Meritorische Vielfalt 
orientiert sich dagegen nicht an den Präferenzen der Konsumenten, sondern 
an moralischen, politischen oder kulturellen Werten. Ein optimales Maß an 
meritorischer Vielfalt im Medienbereich wäre dann erreicht, wenn alle rele-
vanten Meinungen und Argumente zu einem bestimmten Thema eine Platt-
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form finden würden. Dies betrifft insbesondere Minderheitenmeinungen 
(vgl. Kruse, 1996).1 Aus rein ökonomischer Sicht ist meritorische Vielfalt 
demnach als ineffizient zu bezeichnen, da es hierbei zu einer Überrepräsen-
tation der Minderheitenmeinungen kommt. Die Präferenzen der Konsumen-
ten werden nicht optimal erfüllt, es kommt zu Ressourcenverschwendung. 
Meinungsvielfalt wird dagegen nach § 25 RStV dann realisiert, wenn „die 
bedeutsamen, politischen, weltanschaulichen und gesellschaftlichen Kräfte 
und Gruppen“ in einem Vollprogramm „angemessen zu Wort kommen“. In 
dieser Definition zeigt sich, dass Meinungsvielfalt sowohl konsumtive Viel-
falt als auch meritorische Vielfalt abbildet. Wie stark der jeweilige Viel-
faltsbegriff in den Vordergrund tritt, hängt klar davon ab, was als „angemes-
sen“ bezeichnet wird. Würde unter dem Begriff „angemessen“ eine Orien-
tierung an den Präferenzen der Konsumenten verstanden, so würde konsum-
tive Vielfalt vorliegen. Werden jedoch auch Minderheitenmeinungen dann 
als angemessen vertreten angesehen, wenn sie über das Maß ihrer empiri-
schen Evidenz auftreten, so liegt meritorische Vielfalt vor.  

Eine weitere Unterscheidung des Vielfaltsbegriffs wird üblicher 
Weise in horizontaler und vertikaler Dimension vorgenommen. Hiermit 
wird ein zeitlicher Bezug hergestellt, der sich dadurch äußert, dass horizon-
tale Vielfalt zu einem bestimmten Zeitpunkt vorliegt und vertikale Vielfalt 
im Zeitverlauf, also in einer bestimmten Zeitspanne, erreicht wird. Letztend-
lich kann Vielfalt sowohl durch den gesamten Medienmarkt (z.B. den TV-
Markt) produziert werden oder aber von einem einzelnen Unternehmen 
(resp. einem Sender) realisiert werden. Binnenpluralität ist also dann gesi-
chert, wenn ein möglichst großes Meinungsspektrum und unterschiedliche 
Inhalte von einem Sender zur Verfügung gestellt werden. Außenpluralität 
herrscht dann vor, wenn unterschiedliche Sender Vielfalt gewährleisten. 
(Meinungs-)Vielfalt beinhaltet jedoch immer eine äußerst starke subjektive 
Komponente, da unterschiedliche Berichterstattungen oder Inhalte objektiv 
nur schwer messbar sind und nur aus Sicht der Konsumenten entschieden 
werden kann, ob ein ausreichendes Maß an Vielfalt vorliegt oder nicht.  

Auch wenn ein optimales Maß an Meinungsvielfalt nicht immer an-
hand der Konsumentenpräferenzen gemessen wird, lässt sich der Vielfalts-
begriff doch auf das ökonomische Phänomen der Produktdifferenzierung 
zurückführen. Die reine Anzahl an unterschiedlichen Meinungen, kann da-
bei als Grad der horizontalen Produktdifferenzierung bezeichnet werden. Ob 
ein Unternehmen selbst unterschiedliche bzw. differenzierte Produkte anbie-
tet (Binnenpluralität) oder aber verschiedene Unternehmen differenzierte 
Produkte anbieten (Außenpluralität) ist für den Grad an Differenzierung 
zunächst nicht relevant. Während konsumtive Vielfalt optimaler Weise mit 
                                                 
1 Die meritorische Vielfalt zielt damit also eher auf (politische) Meinungsvielfalt ab, als auf 
Vielfalt im Sinne einer Programmvielfalt, bei der unterschiedliche Programmformate ge-
sendet werden.  
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einem effizienten Grad an Produktdifferenzierung einhergeht, besteht bei 
optimaler meritorischer Vielfalt eine übermäßige Produktdifferenzierung. 
Als eine weitere Dimension lässt sich darüber hinaus die vertikale Produkt-
differenzierung im Sinne einer hohen oder geringen Produktqualität anfüh-
ren. Ein hoher Grad an vertikaler Produktdifferenzierung würde somit eine 
hohe Programmqualität abbilden. 

Eine weitere Perspektive der Meinungsvielfalt, die bisher noch nicht 
angesprochen wurde und insbesondere in der angelsächsischen Literatur 
diskutiert wird (vgl. z.B. Mencken, 1975 und Goldberg, 2002), ist das Ziel 
einer möglichst unverzerrten Wiedergabe von Fakten und Meinungen. Wird 
eine Meinung zwar transportiert, dabei aber verzerrt oder nur unvollständig 
wiedergegeben, so kann es – je nach Stärke der Verzerrung – zu gleichen 
oder ähnlichen Effekten kommen, wie bei einer einseitigen Bericht-
erstattung. So ist nicht auszuschließen, dass sowohl Konsumenten und Me-
dienunternehmen einen politischen Bias aufweisen, also tendenziell eine 
einseitige Sichtweise präferieren und somit auch über die Medienprodukte 
des Unternehmens eine verzerrte Sicht verbreitet wird.  

Somit lässt sich festhalten, dass sich das Ziel der Meinungsvielfalt aus 
ökonomischer Sicht sowohl in einem hohen Grad an horizontaler (und ver-
tikaler) Produktdifferenzierung, als auch in der Minimierung eines mögli-
chen Medienbias bzw. in einer möglichst unverzerrten Wiedergabe ver-
schiedener Meinungen äußert. Wie stark die vorliegende Produkt-
differenzierung tatsächlich sein soll bzw. welcher Grad an Differenzierung 
als optimal zu bezeichnen ist, lässt sich a priori nur schwer feststellen und 
hängt im besonderen Maße davon ab, welchen Einfluss die Meritorik 
nimmt. 

 

3 Anreize (cross-)medialer Medienfusionen  
Im Gegensatz zu intramedialen Fusionen sind crossmediale Fusionen da-
durch gekennzeichnet, dass sie Zusammenschlüsse von Medienunternehmen 
bezeichnen, die entweder ausschließlich auf getrennten Medienmärkten tätig 
sind oder aber solche, bei denen nur unwesentliche Überschneidung der 
Märkte vorliegen. Liegen starke horizontale Überschneidungen der Märkte 
vor, liegt also vor allem eine horizontale Fusion vor, so sind die typischen 
Anreize für horizontale Zusammenschlüsse (wie z.B. Kostenvorteile) zu 
beobachten. Liegen aber keine oder nur unwesentliche Überschneidungen 
der Märkte vor, stellt sich die Frage, welche ökonomischen Anreize für die 
beteiligten Unternehmen bestehen könnten, eine solche Fusion vorzuneh-
men. Im Folgenden werden daher die Besonderheiten von Medienmärkten 
umrissen und daraus Anreize zu und mögliche positive und negative Effekte 
aus den Zusammenschlüssen abgeleitet.   
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3.1 Kostenvorteile  
Medienmärkte zeichnen sich dadurch aus, dass sie eine Reihe von Beson-
derheiten bezüglich verschiedener Parameter aufweisen, die dazu führen, 
dass üblicher Weise eine stärkere Konzentrationstendenz als in vielen ande-
ren Märkten zu beobachten ist. So ist die Kostenstruktur der meisten Me-
dienprodukte dadurch gekennzeichnet, dass hohe First-Copy-Kosten anfal-
len, also hohe Kosten bei der Produktion der ersten Kopie eines Medienpro-
dukts entstehen (Dewenter & Kaiser, 2005). Dagegen sind die marginalen 
Kosten jeder weiteren Kopie jedoch relativ gering bzw. gehen teilweise so-
gar gegen null – die Vervielfältigung einer Ausgabe einer Zeitung oder einer 
TV-Sendung geht also mit relativ geringen variablen Kosten einher. Die 
variablen Kosten der Distribution können dagegen wiederum signifikante 
Werte annehmen.2 Liegt eine solche Kostenstruktur von hohen fixen und 
geringen variable Kosten tatsächlich vor, so führt dies in aller Regel zu einer 
Fixkostendegression, die es erlaubt, eine größere Menge zu geringeren 
Durchschnittskosten zu produzieren (vgl. Dewenter & Kaiser, 2005). Auch 
wenn durch die fortschreitende Digitalisierung der so genannte „First-Copy-
Cost-Effekt“ in einigen Bereichen immer geringer zu werden scheint (vgl. 
dazu Grau & Hess, 2007), bedeutet seine Existenz einen Vorteil für Me-
dienunternehmen, die eine hohe Stückzahl produzieren können. Die Folge 
ist eine, je nach Stärke der Kostendegression, mehr oder weniger starke 
Tendenz zur Konzentration. Insbesondere durch horizontale Fusionen kön-
nen daher zum Teil deutliche Kostenvorteile realisiert werden.3  

Neben den horizontalen Kostenvorteilen, können auch vertikale Effek-
te auftreten, etwa in Form von Transaktionskostenersparnissen bei vertikaler 
Integration (vgl. Dewenter & Kaiser, 2005). Insbesondere die Distribution 
der Produkte als auch die Informationsbeschaffung spielt hier eine wichtige 
Rolle. So können im Printmedienbereich Transaktionskosten eingespart 
werden, indem z.B. eine eigene Redaktion beschäftigt wird oder aber indem 
eine Beteiligungen an Unternehmen in Inputmärkten (wie der Deutschen 
Presseagentur) realisiert werden. In anderen Medienmärkten, wie z.B. dem 
Fernsehmarkt, werden Transaktionskosten gesenkt, indem z.B. eigene Pro-
duktionsfirmen gegründet werden. Liegen diese Informationen dann einmal 
vor, so können sie darüber hinaus auch für die unterschiedlichsten Medien 
Verwendung finden. Nachrichten etwa können gleichzeitig (nach unter-
schiedlicher Aufbereitung) sowohl für den Printbereich, als auch für Rund-
funkprodukte oder Internetportale genutzt werden (Content Syndication). 

                                                 
2 Die Kostenstruktur ist jedoch von Medium zu Medium unterschiedlich. Inhalte, die über 
das Internet zur Verfügung gestellt werden weisen z.B. kaum Distributionskosten auf, wäh-
rend bei der Verteilung von Abonnementzeitungen relevante Kosten entstehen.  
3 Weiterhin entstehen insbesondere bei Markteintritt bzw. Einführung neuer Produkte Fix-
kosten in Form endogener irreversibler Investitionen, die z.B. durch Werbung oder (Markt-
)Forschungskosten entstehen (vgl. Sutton, 1991). 
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Auf diese Weise lassen sich diese Verbundvorteile durch die Verwendung 
der gleichen Informationen für die unterschiedlichen Medien ausnutzen. 
Während die Fixkostendegression also insbesondere Anreize zu horizonta-
len Fusionen bietet, kann ein Ausnutzen von Verbundvorteilen dann reali-
siert werden, wenn ein Medienunternehmen in andere Medienbereiche di-
versifiziert oder aber crossmediale Fusionen vollzogen werden.  

Weitere Kostenvorteile bei crossmedialen Fusionen finden sich etwa 
durch die gemeinsame Nutzung von Ressourcen, wie z.B. bei der Aufberei-
tung von Informationen durch eigene Redaktionen oder die Nutzung beste-
hender Netzwerke, die etwa bei der Kombination von Telekommunikations-
netzwerken und Kundennetzwerken mit Medieninhalten (z.B. Mobile Mar-
keting oder die Erstellung von Zeitungs-Webseiten). Insgesamt lassen sich 
somit zum einen bestehende Netzwerke und Inhalte für unterschiedliche 
Medien nutzen. Darüber hinaus können aber auch neue Inhalte durch die 
Kombination vorhandener Einrichtungen schaffen. Albarran & Dimmick 
(1996) fassen diese Kostenvorteile, die bei crossmedialen Fusionen entste-
hen können, unter dem Begriff der „Economies of Multiformity“ zusammen 
und bezeichnen diese Kostenvorteile als einen herausragenden Grund für die 
zunehmende crossmediale Konzentration.  

 

3.2 Zweiseitige Märkte 
Eine weitere, neben der Kostenstruktur herausragende, Eigenschaft von 
Medien, ist die Zweiseitigkeit der Märkte (vgl. Dewenter, 2006). Medienun-
ternehmen treten hier als zwei- oder mehrseitige Plattform auf, indem sie 
zwischen mindesten zwei unterschiedlichen Nachfragen vermitteln. Typi-
scherweise vermitteln Medienunternehmen zwischen der Nachfrage nach 
Inhalte am Rezipientenmarkt und der Nachfrage nach Werbeflächen am 
Werbemarkt. Im Unterschied zu gewöhnlichen Mehrproduktunternehmen, 
sind die Nachfragen jedoch nicht unabhängig oder stehen in einer einfachen 
komplementären oder substitutionalen Beziehung zu einander. Zweiseitige 
Märkte zeichnen sich vielmehr dadurch aus, dass indirekte, zweiseitige 
Netzwerkeffekte zwischen den Nachfragegruppen (hier Rezipienten und 
Werbekunden) herrschen (vgl. Rochet und Tirole, 2003). Zum einen führt 
eine Erhöhung der Anzahl der Rezipienten dabei immer zu einem Anstieg 
der Nachfrage nach Werbung, es liegt also ein positiver indirekter Netz-
werkeffekt vor. Zum anderen wirkt auch eine Ausweitung der Werbemen-
gen auf die Nachfrage am Rezipientenmarkt; ob hier ein positiver oder ne-
gativer Netzwerkeffekt vorliegt hängt jedoch davon ab, inwiefern die Kon-
sumenten einen Nutzen aus dem Konsum der Werbung ziehen. Bei informa-
tiver Werbung ist grundsätzlich von einem positiven Netzwerkeffekt auszu-
gehen. Aber auch dann, wenn ein negativer Effekt der Werbung besteht – 
Werbung also einen Disnutzen stiftet – sollte die Summe der Netzwerkef-
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fekte positiv sein (und somit ein positiver Gesamteffekt vorliegen), andern-
falls wäre eine gemeinsame Produktion von Inhalten und Werbung nicht 
sinnvoll, da sonst ein geringerer Gewinn realisiert werden würde als bei 
getrennter Produktion.  

Die Existenz genügend starker indirekter, zweiseitiger Netzwerk-
effekte hat einige Auswirkungen sowohl auf das wettbewerbliche Verhalten 
der Medienunternehmen als auch auf die ökonomische Beurteilung und so-
mit auf eine mögliche Wettbewerbspolitik. Zum Beispiel haben zweiseitige 
Plattformen immer den Anreiz, existierende positive Netzwerkeffekte aus-
zunutzen, da somit auch ein positiver Effekt auf einer anderen Marktseite 
generiert werden kann. Die Mengen in zweiseitigen Märkten werden also in 
der Regel höher sein als in einseitigen Märkten. In Verbindung mit einer 
möglichen Kostendegression besteht also ein starker Anreiz, eine möglichst 
große Nachfrage zu befriedigen. Auch aus diesem Grund ist ein klarer An-
reiz zur Konzentration vorhanden. Für die Preissetzung von entsprechenden 
Medienprodukten bedeutet dies, dass Preise auf den Märkten besonders 
niedrig sein werden, von denen hohe Netzwerkeffekte ausgehen.4 Entspre-
chend hohe Preise sind dann zu beobachten, wenn entsprechende Netzwerk-
effekte (relativ zu den anderen Netzeffekten) gering ausfallen. Die absolute 
Preishöhe, die in Medienmärkten zu beobachten ist, sagt daher auch wenig 
über die Wettbewerbsintensität am jeweiligen Markt aus. Hohe Preise sind 
nicht unbedingt ein Ausdruck von Marktmacht und besonders geringe Preise 
nicht unbedingt ein Indiz für die Verdrängung von Konkurrenten. Darüber 
hinaus wirkt eine Steigerung der Mengen in zweiseitigen Märkten grund-
sätzlich nicht nur positiv auf die Gewinne der Medienunternehmen, sondern 
ebenso auf die Konsumentenrente.  

Aufgrund der Auswirkungen positiver Netzwerkeffekte ist es nicht 
weiter verwunderlich, dass auch eine hohe Konzentration positive Effekte 
auf die Gesamtwohlfahrt haben kann (vgl. Dewenter, 2004). Unter Umstän-
den kann daher eine zunehmende Konzentration in Medienmärkten dazu 
führen, dass nicht nur Kostenvorteile genutzt werden können, sondern eben-
so eine Steigerung der Mengen – aufgrund der Netzwerkeffekte – an beiden 
Märkten zu erwarten ist. Im Extremfall kann sogar z.B. eine Fusion zweier 
konkurrierender Tageszeitungen zu einer monopolistischen Zeitung einen 
positiven Wohlfahrtseffekt aufweisen. Unter diesen Voraussetzungen wird 
klar, dass eine Beurteilung von wettbewerblichem Verhalten in zweiseitigen 
Märkten nicht mehr unbedingt anhand der klassischen Industrieökonomik 
durchzuführen ist. Indirekte Netzwerkeffekte verlangen, im Gegenteil, eine 
genauere Analyse, was auch dazu führt, dass wettbewerbspolitische Kon-
zepte an diese Besonderheiten angepasst werden müssen. 

                                                 
4 Ein typisches Beispiel sind hierfür Publikumszeitschriften, die unterhalb der Grenzkosten 
angeboten werden, da hier ein starker Effekt auf den Anzeigenmarkt ausgeht.  
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Nicht nur bei intramedialen Fusionen, sondern auch bei crossmedialen 
Zusammenschlüssen können unter Umständen positive Auswirkungen der 
indirekten Netzwerkeffekte realisiert werden. Die Diversifizierung über un-
terschiedliche Medien erlaubt es den Unternehmen größere und auch ziel-
gruppenadäquatere Rezipientengruppen zusammenzustellen und damit die 
vorhandenen Netzwerkexternalitäten besser zu nutzen. Im Idealfall könnte 
damit auch den Rezipienten ein besseres Portfolio an Informationen angebo-
ten werden.   

 

3.3 Konvergenz der Medien 
Sowohl existierende Kostenvorteile, als auch die Ausnutzung von Netz-
werkeffekten können in der Summe dazu führen, dass crossmediale Fusio-
nen aus ökonomischer Sicht vorteilhaft sein können. Dies gilt insbesondere 
bei voranschreitender Konvergenz der Medien. Die stärkere Verzahnung 
von Medienprodukten erlaubt es Medienkonglomeraten, neben der Interna-
lisierung externer Effekte, sowohl auf den Rezipientenmärkten als auch am 
Werbemarkt neue Produkte anzubieten. Außerdem können mehrere beste-
hende Produkte gekoppelt angeboten werden, wie etwa bei Anzeigen- oder 
Werbespotkombinationen. Sofern diese Kombinationstarife auf freiwilliger 
Basis von den Werbetreibenden genutzt werden, sind aus wettbewerblicher 
Sicht auch keine Bedenken zu äußern (vgl. Tirole, 2005). Insgesamt lassen 
sich somit crossmediale Strategien entwickeln, die durchaus positive Wohl-
fahrtswirkungen zur Folge haben können und den Wettbewerb nicht be-
schränken.5   

 

3.4 Meinungsmacht 
Ein weiteres wenn auch nicht unbedingt ökonomisches Ziel, das konglome-
rate Medienunternehmen verfolgen können, ist die mögliche Schaffung von 
Meinungsmacht oder die verstärkte Einflussnahme auf die Meinungen der 
Rezipienten. So ist nicht auszuschließen, dass insbesondere Medienunter-
nehmen, die unter der Leitung von einer oder wenigen Privatpersonen ste-
hen, dazu benutzt werden, verzerrte Meinungen zu transportieren, um insbe-
sondere politischen Einfluss auf die Rezipienten zu nehmen. Zunächst er-
scheint eine solche Strategie jedoch nicht vereinbar mit dem Ziel der Ge-
winnmaximierung. Inwiefern Einzelpersonen dennoch einen Anreiz und die 
Möglichkeit haben könnten, Meinungsmacht aufzubauen und auch umzu-
setzen, wird später noch diskutiert. Insbesondere bei Kapitalgesellschaften, 
bei denen sich die Anteile am Unternehmen im Streubesitz befinden, er-

                                                 
5 Für eine hervorragende Bewertung crossmedialer Strategien und deren wohlfahrtsökono-
mischen Auswirkungen vgl. Budzinski & Wacker (2007). 
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scheint die Gefahr der Einflussnahme dagegen geringer zu sein. Hier liegen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit eher divergierende Ziele zwischen den An-
teilseignern vor, und der ökonomische Erfolg des Mediums sollte daher im 
Vordergrund stehen.6  

Ein weiteres Argument, das gegen die Ausnutzung von Meinungs-
macht spricht ist die Tatsache, dass mit steigender Größe eines Medienun-
ternehmens oder Medienkonzerns auch die Koordinationskosten steigen und 
somit eine einheitliche (verzerrte) Berichterstattung immer schwerer durch-
zusetzen sein wird. Während etwa eine Zeitung, die nur wenige Redakteure 
beschäftigt, noch relativ einfach Einfluss auf die Inhalte und Darstellung der 
Artikel nehmen kann, erscheint es unwahrscheinlich, dass eine solche Koor-
dination über verschiedene Medien und Unternehmen eines Konzerns prob-
lemlos vonstatten gehen soll. Dazu müssten die Inhalte letztendlich auf Re-
daktionsebene jedes einzelnen Mediums zensiert werden. Dagegen stehen 
im Zweifel jedoch die Eigeninteressen der Redakteure und anderer Mitar-
beiter.7  

 

4 Medienfusionen und Meinungsvielfalt 
4.1 Vielfalt und Marktstruktur 
Die Sicherung von Meinungsvielfalt und die entsprechende Begrenzung von 
Meinungsmacht anhand von Konzentrationsmaßen – die im Übrigen unab-
hängig von den entsprechenden Maßen zur Messung von Marktmacht fest-
gelegt sind – setzt voraus, dass eine direkte und starke Korrelation zwischen 
Marktkonzentration und (Meinungs-)Vielfalt besteht. Ob diese Beziehung 
uneingeschränkt gültig ist, wird daher im Folgenden anhand der Erkenntnis-
se der ökonomischen Theorie sowie einiger empirischer Analysen näher 
betrachtet. Dabei wird zunächst auf den Einfluss von Konzentration auf die 
Vielfalt bzw. auf die Produktdifferenzierung abgezielt, bevor dann eine Ü-
bertragung der Wirkungen von crossmedialen Fusionen auf die Meinungs-
vielfalt vorgenommen wird. 

 

4.1.1 Theoretische Analysen 

Als erste ökonomische Analyse zur Vielfalt in Medienmärkten, ist die weg-
weisende Arbeit von Steiner (1952) zu nennen, die sich mit der Programm-

                                                 
6 Es lässt sich zwar einwenden, dass eine perfekte Kontrolle des Vorstands von Kapitalge-
sellschaften aufgrund von vorliegenden Informationsasymmetrien häufig nicht ohne weite-
res möglich ist. Die Verfolgung von z.B. politischen Zielen, sollte jedoch ungleich schwie-
riger sein, als in kleineren Eigentümergeleiteten Unternehmen.  
7 Ich bedanke mich bei Andreas Liebe für den Hinweis auf die Problematik der Durchsetz-
barkeit einheitlicher Berichterstattungen.  
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wahl von Radiosendern bei Existenz unterschiedlicher Marktstrukturen be-
schäftigt. Unter der Annahme von werbefinanzierten Radiostationen, die 
einer endlichen Anzahl an Konsumentengruppen mit unterschiedlichen Prä-
ferenzen bezüglich der Programminhalte gegenüberstehen, zeigt Steiner, 
dass ein Monopolist durchaus einen Anreiz haben kann, eine größere Viel-
falt anzubieten, als sich bei gleichen Bedingungen bei Wettbewerb einstel-
len würde. Dieses Ergebnis wird vor allem dadurch hervorgerufen, dass be-
dingt durch die Werbefinanzierung, nicht die Zahlungsbereitschaften der 
Zuhörer ausschlaggebend für die Platzierung der Inhalte sind, sondern ledig-
lich die Einschaltquoten für ein bestimmtes Programm. Unterscheidet sich 
die Zahlungsbereitschaft der Werbekunden für unterschiedliche Zuschauer-
gruppen nicht und liegen nicht allzu große Kostenunterschiede bei der Pro-
duktion verschiedener Radioinhalte vor, so wird ein gewinnmaximierender 
Sender immer den Inhalt wählen, der die größten Gewinne verspricht. Exis-
tieren nun beispielsweise zwei unterschiedlich starke Zuhörergruppen (in 
Bezug auf die Anzahl der Rezipienten) wird ein Sender zunächst immer die 
größere der beiden Gruppen bedienen, da er hierdurch die höheren Werbe-
einnahmen realisieren kann. Solange ein Sender nur eine Sendelizenz erhält, 
ändert sich dieses Ergebnis auch dann nicht, wenn mehrere Sender in den 
Markt eintreten. Ein neuer Sender wird immer den Inhalt wählen, der den 
größeren Gewinn verspricht. Erst dann, wenn eine Duplikation der Inhalte 
nicht mehr lohnend ist, wird ein neuer Newcomer die zweite Konsumenten-
gruppe bedienen.  

Im Fall, dass ein Sender mehrere Lizenzen erwerben kann, würde ein 
Monopolist nicht nur die Konsumentengruppe mit der höchsten Zuhörer-
schaft bedienen, sondern ebenso einen Kanal einrichten, der den Präferen-
zen der zweiten, kleineren Gruppe entspricht. Ein monopolistischer Sender 
hätte keinen Anreiz, sein eigenes Programm zu duplizieren, da er mit weite-
ren Inhalten höhere Werbeerlöse generieren kann. Ausschlaggebend für 
dieses Ergebnis ist demnach neben der Werbefinanzierung auch die Lizen-
zierungspolitik. So führt eine Erhöhung der Anzahl der erhältlichen Lizen-
zen in der Regel auch zu einer Erhöhung der Vielfalt. Wettbewerb alleine 
garantiert jedoch noch keine Ausweitung der Produktdifferenzierung. Das 
Ergebnis des Steiner Modells entspricht demnach dem Prinzip der minima-
len Produktdifferenzierung nach Hotelling (1929). 

Im Laufe der Zeit hat es einige Erweiterungen und Variationen des 
Steiner Modells gegeben, in denen die zum Teil restriktiven Annahmen suk-
zessive aufgehoben wurden. Zu nennen sind hier neben den Arbeiten von 
Wiles (1963) und Rothenberg (1962) vor allem die Analyse von Beebe 
(1977).8 Im Gegensatz zu Steiner (1952) geht Beebe (1977) davon aus, dass 

                                                 
8 Eine Zusammenfassung der verschiedenen Arbeiten zur Programmwahl finden sich bei 
Owen & Wildman (1992). Ausführliche Betrachtung sowohl der traditionellen Arbeiten als 
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Rezipienten (in diesem Fall Fernsehzuschauer) nicht nur Programme kon-
sumieren, die ihrer ersten Präferenz entsprechen, sondern ebenso auf weitere 
Programme ausweichen, wenn das Programm ihrer ersten Wahl nicht zur 
Verfügung steht. Auf diese Weise wird jeweils ein Programm angeboten 
und konsumiert, das dem kleinsten gemeinsamen Nenner entspricht. Auch 
hier gilt zunächst, dass wenn die Anzahl der Lizenzen begrenzt ist, ein Mo-
nopolist eine größere Vielfalt zur Verfügung stellt, als dies im Wettbewerb 
zu erwarten ist. Liegt jedoch ein kleinster gemeinsamer Nenner vor und sind 
Lizenzen in ausreichender Anzahl für verschiedene Sender verfügbar, pro-
duziert Wettbewerb eine größere Vielfalt.  

Eine grundlegende Annahme, die dem Steiner Modell zugrunde liegt, 
ist – wie bereits erwähnt – die der Werbefinanzierung der Sender. Finanzie-
ren Sender das Programm jedoch durch Einnahmen am Rezipientenmarkt 
(Pay-TV), sind nicht mehr die Zahlungsbereitschaften der Werbekunden 
ausschlaggebend für die Programmwahl, sondern die der Zuschauer bzw. 
Zuhörer. Eine kleinere Konsumentengruppe mit einer hohen Zahlungs-
bereitschaft kann dann durchaus einen höheren Deckungsbeitrag für einen 
Sender leisten als eine entsprechende große Gruppe. Die tatsächliche Pro-
grammwahl ist dann nicht mehr eindeutig. Noch komplizierter wird die A-
nalyse, wenn sowohl eine Werbefinanzierung, als auch eine Finnanzierung 
über eine Gebühr am Rezipientenmarkt möglich ist (vgl. Wildman & Owen, 
1985). Wie Papandrea (1997) zeigt, haben aber auch in einer solchen Situa-
tion werbefinanzierte Sender den Anreiz, ein eher massenkompatibles Pro-
gramm zu produzieren, da Rezipienten nicht direkt gemäß ihrer Zahlungsbe-
reitschaft bepreist werden können. Wettbewerb führt auch hier nicht zu ei-
ner Ausweitung der Vielfalt (zu einem ähnlichen Ergebnis kommt auch 
Doyle, 1998). 

Betrachtet man neben der horizontalen Produktdifferenzierung, also 
der Vielfalt, auch die vertikale Produktdifferenzierung in Form von Pro-
grammqualität, lässt sich ein weiterer interessanter Effekt feststellen. Wird 
die Anzahl der zur Verfügung stehenden Lizenzen erhöht, besteht ein An-
reiz, die Qualität der einzelnen Sendungen zu reduzieren (vgl. Wildman & 
Lee, 1989). Der zugrunde liegende Trade-off zwischen Qualität und Vielfalt 
ist dabei wiederum begründet in der Werbfinanzierung der Sender, einher-
gehend mit konstanten Werbepreisen und ebenso in dem fixen Umfang der 
maximalen Zuschauerzahlen. Eine Ausweitung der Sendelizenzen und da-
mit der Programminhalte reduziert nun die Anzahl der Zuschauer eines ein-
zelnen Senders und führt damit zu einer Reduktion der Gewinne. Die redu-
zierten Profite führen dazu, dass weniger in die Programmqualität investiert 
werden kann. Der Preis einer zu starken Vielfalt, ist demnach also eine Re-

                                                                                                                            
auch Diskussionen moderner Analysen finden sind bei Waterman (2004) und Hartwich 
(2007) zu finden.  
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duktion der Programmqualität (vgl. auch Bourreau, 2003 und Mangáni, 
2003).9  

 Gerade im Zuge der neu begründeten Theorie der zweiseitigen 
Märkte wurde eine Reihe weiterer Untersuchungen zur horizontalen Pro-
duktdifferenzierung – und damit auch zur Vielfalt – in Medienmärkten 
durchgeführt. Hierbei wird das Medienunternehmen (wie bereits erläutert) 
als Plattform aufgefasst, die zwei unterschiedliche Nachfragen koordiniert. 
Ausgehend von der Überlegung, dass Werbung einen Disnutzen stiftet, wird 
die Werbemenge als Preis aufgefasst, den der Rezipient für den Konsum der 
Inhalte zahlen muss. Es wird also nicht nur ein Werbepreis erhoben, sondern 
unabhängig davon, ob es Rezipienten für den Konsum der Medien einen 
monetären Preis zahlen müssen, zusätzlich ein Preis in Form von Werbung 
eingeführt. Zu nennen sind hier vor allem die Arbeiten von Anderson and 
Coate (2002), Gabszewicz, Laussel & Sonnac (2001) und Gal-Or & Dukes 
(2003). Während Anderson & Cote (2002) und Gal-Or & Dukes (2003) 
vornehmlich zu dem Schluss kommen, dass Wettbewerb zu einer minimalen 
Produktdifferenzierung führt und dementsprechend eine Duplikation der 
Inhalte die Folge ist, hängt dieses Ergebnis bei Gabszewicz, Laussel & Son-
nac (2001) davon ab, wie stark die Werbevolumen im Umfang reguliert 
werden, wie hoch also die Finanzierungsmöglichkeiten der Sender über die 
Werbung sind.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass zwar unterschiedliche Er-
gebnisse bezüglich der Wirkung von Wettbewerb auf die Programmvielfalt, 
respektive die horizontale Produktdifferenzierung, in Medienmärkten exis-
tieren. Die theoretische Evidenz, dass Wettbewerb zu einer minimalen Pro-
duktdifferenzierung führt und Monopole unter Umständen eine größere 
Vielfalt zur Verfügung stellen, bisher auch nicht eindeutig widerlegt werden 
konnte. Die Verhinderung von Konzentration könnte im Zweifelsfall sogar 
kontraproduktiv für eine stärkere Differenzierung der Inhalte sein.  

 

4.1.2 Empirische Analysen 

Ebenso, wie die theoretischen ökonomischen Analysen zur Programm-
vielfalt, wurden die ersten empirischen Untersuchungen bereits in den 
1960er und 1970er Jahren erstellt (vgl. Waterman, 2005, für einen Über-
blick). Insbesondere in den letzten Jahren wurde wieder verstärkt die Frage 
untersucht, inwiefern die Eigentümerkonzentration einen Einfluss auf die 
Vielfalt von Medienmärkten nimmt. So analysieren van der Wurff & Cui-
                                                 
9 Entsprechend analog wirkt sich demnach auch eine Regulierung der Werbezeiten und 
Werbehäufigkeiten im Rundfunk aus. Eine Einschränkung von Werbung hat zum einen den 
Effekt, dass Konsumenten einen höheren Nutzen aus dem Fernsehkonsum ziehen, wenn 
Werbung einen Disnutzen stiftet. Zum anderen reduziert diese jedoch die Gewinne und 
somit die Investitionen in Programmqualität (vgl. Wright, 1994). 
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lenburg (2001) die Programmwahl neun niederländischer TV-Sender im 
Zeitraum von 1988 bis 1999. Ein zentrales Ergebnis dieser Studie ist, dass 
Wettbewerb einen negativen Einfluss auf die Programmvielfalt genommen 
hat. Als Grund dafür führen van der Wurff & Cuilenburg (2001) an, dass die 
Werbfinanzierung einen finanziellen Druck auf die Sender ausgeübt hat, 
sodass insbesondere Spartensender mit steigender Wettbewerbsintensität ihr 
Programm stärker in Richtung einer populären Programmwahl ausgerichtet 
haben.  

 Berry & Waldfogel (2001) untersuchen den Einfluss einer Erleichte-
rung von Zusammenschlussregeln in den USA auf die Zusammensetzung 
von Radioprogrammen und Marktzutritt. Sie analysieren dazu über 5000 
US-amerikanische Radiostationen in 243 lokalen Märkten im Zeitraum 
1993 bis 1997. Im Ergebnis zeigt sich zwar eine Reduktion der einzelnen 
Sender aber sowohl das Verhältnis aus unterschiedlichen Formaten und Sta-
tionen, als auch die absolute Anzahl an Formaten sind angestiegen. Die In-
terpretation der Ergebnisse lautet, dass eine stärkere Eigentümerkonzentra-
tion zu einer Ausweitung der Produktdifferenzierung führt, wie vom Steiner 
Modell vorhergesagt.  

Während weitere Studien, wie Williams & Roberts (2002) oder Willi-
ams, Brown & Alexander (2002) zu ähnlichen Ergebnissen für Radiomärkte 
kommen, kommt Chambers (2003) zu dem Schluss, dass Wettbewerb einen 
positiven Einfluss auf die Programmgestaltung von Radiosendern nimmt. In 
einer Querschnittsanalyse über die 50 größten Radiomärkte der USA für die 
Jahre 2001 und 2002 findet er einen negativen Einfluss der Konzentration 
auf unterschiedliche Formate und Musikauswahl der Sender. Ein ähnliches 
Ergebnis erzielen auch Alexander & Cunningham (2005). In ihrer Analyse 
60 US-amerikanischen TV Stationen in 20 Märkten, stellen sie fest, dass es 
einen negativen Einfluss der Konzentration auf die Vielfalt (gemessen unter 
anderem an der Sendedauer) von Nachrichtensendungen existiert.  

Eine Analyse, die – wenn auch nur annähernd – die Frage nach dem 
Einfluss der Marktstruktur auf die Qualität von Medien und auch die entste-
hende Meinungsvielfalt untersucht, ist George (2007). Anhand von 1500 
Ausgaben in 207 regionalen Zeitungsmärkten der USA untersucht George 
(2007) den Einfluss der Konzentration auf die Zahl der beschäftigten Re-
dakteure. Obwohl hier eine Reduktion der Eigentümer festzustellen ist, lässt 
sich im Gegenzug ein Anstieg der Beschäftigtenzahlen vermerken. Dies 
kann sowohl als eine Investition in die Qualität der Zeitung verstanden, als 
auch als eine (zumindest potenzielle) Steigerung der Meinungsvielfalt inter-
pretiert werden.  

Wie schon bei den theoretischen Analysen findet sich auch im Bereich 
der empirischen Forschung kein einheitlicher Einfluss der Konzentration. 
Die Gründe dafür sind vielfältig. Ein nicht zu unterschätzendes und kriti-

 13



sches Moment ist dabei die Aufgabe, ein geeignetes Maß für Vielfalt oder 
Produktdifferenzierung zu finden. Letztendlich ist es aber auch nicht ver-
wunderlich, dass widersprüchliche Ergebnisse produziert werden, wenn 
unterschiedliche Märkte betrachtet werden. Wie die theoretischen Untersu-
chungen gezeigt haben, entscheidet eine Vielzahl von Kriterien darüber, 
welche Wirkung letztlich von einer stärkeren Konzentration zu erwarten ist.  

 

4.2 Meinungsvielfalt 
Die bisher diskutierten Analysen haben gemein, dass sie sich mit der Wir-
kung von Konzentration auf die Vielfalt bezüglich des Inhalts der Medien 
beziehen. Vielfalt wird hier als horizontale Produktdifferenzierung verstan-
den, dies betrifft sowohl die Anzahl unterschiedlicher Formate (wie etwa 
Nachrichten, Unterhaltung oder Sport) aber auch eine Produktdifferen-
zierung innerhalb der Formate. Letzteres würde auch bedeuten, dass z.B. 
Nachrichtensendungen differenziert in Bezug auf Inhalte und Aufmachung 
produziert werden. Meinungsvielfalt im eigentlichen Sinne, ist mit dieser 
Betrachtung aber noch nicht zwangsläufig gesichert.  

Wie bereits angeführt, lässt sich Meinungsvielfalt aus zweierlei Per-
spektiven betrachten. Zum einen kann Meinungsvielfalt dann erreicht wer-
den, wenn eine hohe Anzahl unterschiedlicher Meinungen transportiert 
wird, also dann, wenn z.B. alle wesentlichen politischen Meinungen zu ei-
nem bestimmten Thema zu Wort kommen. Dies kann sowohl unter dem 
Stichwort Binnenpluralität geschehen, als auch im Sinne der Außenpluralität 
(vgl. Kruse, 1996).  

Beide Prinzipien lassen sich anhand des Konzepts der horizontalen 
Produktdifferenzierung analysieren. Unabhängig davon, ob sich die Pro-
duktdifferenzierung auf unterschiedliche Formate oder Meinungen bezieht, 
werden doch immer unterschiedliche Eigenschaften eines Medienprodukts 
betrachtet. Wie Lancaster (1971) ausführt, setzt sich aber jedes Produkt aus 
der Summe seiner Eigenschaften oder Charakteristika zusammen. Eine hori-
zontale Differenzierung der Produkte muss daher letztendlich ebenso auf die 
verschiedenen Charakteristika der Produkte bezogen werden. Produktdiffe-
renzierung kann also entweder bedeuten, dass wenige Eigenschaften (wie 
z.B. die transportierten Meinungen) stark differenziert werden, andere Ei-
genschaften dafür (wie etwa die Anzahl der Formate) nur wenig oder gar 
nicht. Produktdifferenzierung kann aber auch bedeuten, dass alle Eigen-
schaften von den Sendern differenziert werden.  

Wie Irmen & Thisse (1998) zeigen, führt Wettbewerb zwischen Un-
ternehmen, die anhand verschiedener Charakteristika der Produkte differen-
zieren können, zu einem so genannten Min-Max Ergebnis, bei dem eine 
maximale Produktdifferenzierung bei nur einer Eigenschaft des Produkts 
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durchgeführt wird, während alle anderen Eigenschaften minimal differen-
ziert werden. Der Grund dafür ist, dass eine Differenzierung anhand nur 
einer Eigenschaft ausreichend ist, den Preiswettbewerb zwischen den Un-
ternehmen zu entschärfen. Durch diese Strategie positioniert sich jedes Un-
ternehmen so, dass es möglichst nah an den Präferenzen der Masse der Kon-
sumenten produziert, während ein Charakteristikum sich maximal von de-
nen der Konkurrenten unterscheidet. Hartwich (2007) zeigt, dass dieses Er-
gebnis im Wesentlichen auch für Medienunternehmen gilt, die gleichzeitig 
am Rezipientenmarkt, als auch am Werbemarkt tätig sind. Welche dieser 
Eigenschaften jeweils differenziert wird und welche Charakteristika nicht 
differenziert werden, hängt von der Höhe der Transportkosten ab, also da-
von, welche Wertschätzung für die einzelnen Charakteristika bei den Kon-
sumenten vorliegt. Nur wenn Vielfalt im Vergleich zu den anderen Eigen-
schaften hoch bewertet wird, würde hier eine starke Differenzierung die 
Folge sein. 

Letztendlich bleibt die Frage der Meinungsvielfalt eng mit dem Grad 
der Produktdifferenzierung verbunden. Ob und wie stark Meinungsvielfalt 
angeboten wird, ob also Außen- und Binnenpluralität herrscht, hängt zum 
einen davon ab, wie stark das Ausmaß an horizontaler Produktdifferenzie-
rung ist. Zum anderen ist vor allem die Binnenpluralität in einem gewissen 
Maß auch Ausdruck der vertikalen Produktdifferenzierung also der Qualität. 
Beide Dimensionen, horizontale und vertikale Produktdifferenzierung, sind 
aber wie bereits erläutert nicht a priori bei geringer Konzentration besser 
erfüllt, als bei hoher Konzentration.  

Eine wichtige Voraussetzung für Meinungsvielfalt ist nicht nur, inwie-
fern Wettbewerb dazu führt, dass Meinungsvielfalt im Sinne einer starken 
Produktdifferenzierung realisiert wird, sondern ebenso, ob Wettbewerb den 
Medienbias verringert. Mullainathan & Shleifer (2005) sind der Frage nach-
gegangen, wie stark die Anreize einer verzerrten Berichterstattung der Me-
dien (z.B. Zeitungen) sowohl unter wettbewerblichen Bedingungen als auch 
im Monopol sind. Vorausgesetzt wird dabei, dass Rezipienten einen Bias 
aufweisen können, also eine bestimmte Meinung vertreten. Auch Medien 
sind in der Lage, die Berichterstattung zu verändern, dass sie an die Mei-
nung der Konsumenten angepasst werden kann oder aber einen eigenen Bias 
aufweist. Dies kann im Extremfall durch falsche Berichterstattung gesche-
hen oder auch durch Auslassen von Fakten oder einer bestimmten Darstel-
lung von Ereignissen. Außerdem wird davon ausgegangen, dass Rezipienten 
Medien präferieren, die möglichst ihre eigene Meinung vertreten und über-
proportional hohe Nutzeneinbußen hinnehmen müssen, je weiter die Be-
richterstattung von der Meinung der Rezipienten entfernt ist.10 Auf der an-
                                                 
10 In der Terminologie von politischen Meinungen z.B. erfährt ein Leser einen hohen Nut-
zen aus dem Konsum einer Zeitung, die eine Berichterstattung betreibt, die nicht zu weit 
von den Präferenzen des Lesers entfernt sind. Steigt der Abstand zwischen der politischen 
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deren Seite erfahren aber Rezipienten auch dann einen Disnutzen, wenn eine 
Berichterstattung zu stark verzerrt ist.   

Liegt nun kein Bias in der Meinung der Konsumenten vor, und präfe-
rieren diese keine verzerrte Berichterstattung, sondern lediglich eine einfa-
che Übertragung von Fakten, so werden auch die Medien – unabhängig da-
von,  ob im Monopol oder im Wettbewerb – kein Bias aufweisen und nur 
die Fakten berichten. Liegen dagegen homogene aber verzerrte Präferenzen 
vor, so werden sich sowohl im Monopol als auch im Wettbewerb die Zei-
tungen an den Präferenzen der Konsumenten orientieren. Einziger Unter-
schied im Wettbewerb ist die Tatsache, dass die Zeitungen über den Preis 
konkurrieren. Der Wettbewerb hat also auch hier keinen Einfluss auf den 
Bias in der Berichterstattung. 

Im Fall, dass heterogene Leser vorliegen, die einen Bias aufweisen, 
sich also zum Beispiel als politisch links und rechts der Mitte definieren, so 
wird ein Monopolist versuchen, möglichst viele der Leser für sich zu ge-
winnen. Als Ergebnis wird er sich für eine Berichterstattung entscheiden, 
die relativ unverzerrt ist – bzw. zwischen den beiden Konsumentengruppen 
liegt. Stehen aber zwei Zeitungen in Konkurrenz zueinander, so werden sich 
diese stärker am Bias der Konsumenten orientieren und ebenfalls mit einem 
Bias berichten. Als Folge der überproportionalen Kosten, die aus einer Be-
richterstattung entstehen, die weiter von der eigenen Meinung der Konsu-
menten entfernt ist, werden beide Zeitungen sogar einen Bias aufweisen, der 
größer als der der Konsumenten ist und zwei extreme Positionen einneh-
men. Der Grund für dieses Ergebnis ist, dass die Zeitungen dem Preiswett-
bewerb umso mehr entgehen können, je stärker sie die Meinungen differen-
zieren. Zwar verlieren die Zeitungen Marktanteile, wenn sie sich zu weit 
von den Präferenzen der Konsumenten entfernen, jedoch sind sie in der La-
ge, diesen Effekt durch geringeren Preiswettbewerb mehr als zu kompensie-
ren, sodass ihre Gewinne steigen. Ein Monopolist, der in der Lage ist, ver-
schiedene Zeitungen herauszugeben oder aber durch Binnenpluralität beide 
Konsumentengruppen bedienen kann, würde die Berichterstattung nur so-
weit verzerren, wie durch den Bias der Konsumenten vorgegeben.  

Im Ergebnis hat auch hier ein Monopolist den Anreiz, mit einem ge-
ringeren Bias zu produzieren, als Unternehmen, die im Wettbewerb zuein-
ander stehen. Getrieben wird dieses Ergebnis durch die überproportionalen 
Nutzeneinbußen, die den Konsumenten entstehen, wenn Zeitungen zu weit 
von ihren Präferenzen entfernt sind. Bei einer Variation der Annahmen oder 
                                                                                                                            
Ausrichtung der Zeitung und der Meinung des Lesers, so steigt der Disnutzen des Lesers 
überproportional. Der Konsum von zu weit entfernten Medien, gemessen an der eigenen 
Meinung, kommt dann ab einen bestimmten Punkt nicht mehr für die Leser in Frage und es 
wird auf den Konsum verzichtet. So würde ein Leser mit einer politisch eher links ausge-
richteten Meinung wohl nur selten eine Zeitung konsumieren, die dem rechten politischen 
Spektrum zuzurechnen ist.  
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des Modellrahmens, sind allerdings auch andere Resultate denkbar. So 
kommen Anderson & McLaren (2007) und auch  Gentkow & Shapiro 
(2005) zu dem Ergebnis, dass Wettbewerb zu einer Reduktion des Bias füh-
ren kann, wenn der Wahrheitsgehalt der Meldungen von den Rezipienten 
nicht oder nur zu einem geringen Teil überprüft werden kann, also Informa-
tionsasymmetrien vorliegen, die auch nicht ohne Weiteres abgebaut werden 
können. Insbesondere Anderson & McLaren (2007) zeigen dabei, dass Me-
dienunternehmen, die eher politisch, als gewinnorientierten ausgerichtet 
sind und Meinungen bewusst verzerrt wiedergeben, die Meinung der Rezi-
pienten beeinflussen können und somit einen Wohlfahrtsverlust hervorru-
fen. Auch rationale Rezipienten, die den Bias der Medien kennen, können 
die Fakten aus der Berichterstattung nicht vollständig filtern, da sie den ex-
akten Wahrheitsgehalt der einzelnen Meldungen nicht bewerten können. In 
diesem Fall würde die Meinungsmacht der Medienunternehmen also wach-
sen, wenn es zu Fusionen zwischen einzelnen Unternehmen käme.  

Auf der anderen Seite reduziert die Existenz politischer Motive jedoch 
unter Umständen auch die Anreize zu fusionieren. So ist ein Medienunter-
nehmen mit starkem Bias zwar eventuell bestrebt, den Einfluss durch Ver-
größerung des Unternehmens zu verstärken. Jedoch hat es auf der anderen 
Seite keinen Anreiz, einer Fusion mit einem Unternehmen zuzustimmen, 
was eine unterschiedliche politische Ausrichtung aufweist. Es besteht also 
ein gewisser Grad an Selbstregulierung, die durch politische Motive erst 
ermöglicht wird (Anderson & McLaren, 2007).  

Bis zu diesem Punkt lässt sich festhalten, dass auch in Bezug auf die 
Meinungsvielfalt die Effekte der Konzentration nicht eindeutig sind. So 
lässt sich das Prinzip der horizontalen Produktdifferenzierung auf die Mei-
nungsvielfalt übertragen, jedoch sind hier verschiedene Ergebnisse denkbar. 
Auch bezüglich des Medienbias lassen sich keine eindeutigen Effekte ablei-
ten, es deutet jedoch einiges darauf hin, dass Wettbewerb das Problem auch 
nicht unbedingt löst. Ein Medienbias kann sowohl unter wettbewerblichen 
Bedingungen existieren, wenn die Konsumenten selbst einen Bias aufwei-
sen. Die Medienunternehmen orientieren sich dann an diesem Bias im Sinne 
der Gewinnmaximierung. Ein Bias kann aber auch dann auftreten, wenn ein 
oder wenige Unternehmen einen starken Einfluss nehmen können und die 
Präferenzen bzw. die Meinungen der Konsumenten verändern. Dies setzt 
aber politische Motive voraus, die mit deutlichen Gewinneinbußen einher-
gehen. Entgegenzuhalten ist einer solchen Strategie jedoch, dass zum einen 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland durch Binnenpluralität 
gekennzeichnet ist und damit ein gewisses Maß an Meinungsvielfalt und 
Vielfalt bezüglich der Inhalte gewährleistet. Auf der anderen Seite existiert 
auch eine Fusionskontrolle, die auch Marktmacht auf Medienmärkten ver-
hindert.  
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Unabhängig davon, ob Meinungsmacht von einem oder wenigen Me-
dienunternehmen auch bedeutet, dass Meinungsvielfalt nicht existent ist, ist 
unklar inwiefern Meinungsmacht tatsächlich vorliegen kann, wenn keine 
Marktbeherrschung vorliegt. Fraglich ist demnach, ob nicht Markt-
beherrschung eine notwendige Bedingung für die Ausübung der Meinungs-
macht ist. Zwar können ein Konsumenten- und ein Medienbias auch dann 
vorliegen, wenn wettbewerbliche Strukturen herrschen, die Ausnutzung von 
Meinungsmacht allerdings erscheint unwahrscheinlich ohne die Existenz 
einer marktbeherrschenden Stellung. 

 

4.3 Crossmediale Fusionen 
Obwohl sich die bisherigen Analysen vor allem einzelne Medienmärkte und 
intramediale Fusionen bezogen haben, lässt sich ein Großteil der Ergebnisse 
direkt auf crossmediale Fusionen übertragen. Dazu sind jedoch grundsätz-
lich zwei unterschiedliche Situationen zu unterscheiden:  

(i) Die Anzahl der Anbieter auf einem oder mehreren Märkten ver-
ringert sich durch den Zusammenschluss. Es liegt eine hybride 
Form einer crossmedialen Fusion vor.  

(ii) Auf keinem der Märkte verringert sich die Anzahl der Anbieter. 
Es liegt eine reine crossmediale Fusion vor. Die Märkte über-
schneiden sich nicht.  

Überschneiden sich die einzelnen Medienmärkte, kommt es also auf einem 
oder mehreren Märkten zu einer Reduktion der Anbieter, so ist wie oben 
beschrieben, ein direkter Effekt auf die Vielfalt denkbar. Außerdem kann 
ein Medienunternehmen auch Einfluss auf die Meinungsbildung nehmen, 
indem es verschiedene Produkte in unterschiedlichen Medienmärkten (z.B. 
Zeitung-, Zeitschriften-, Fernsehen und Radiomärkte) vertreibt. Liegt dage-
gen eine reine crossmediale Fusion vor, so besteht keine Gefahr, dass direk-
te Meinungsmacht in einzelnen Märkten die Folge ist. Vielmehr ist dann 
lediglich ein Einfluss über die Summe der Märkte möglich – mögliche wett-
bewerbliche Effekte, wie etwa durch (kollektive) Marktbeherrschung oder 
wettbewerbsbeschränkende Maßnahmen durch die Anwendung crossmedia-
ler Strategien (vgl. hierzu z.B. Budzinski & Wacker, 2007) sind dabei nicht 
auszuschließen, unterliegen aber der Beurteilung des Bundeskartellamts und 
tangieren die Frage der Meinungsvielfalt zunächst nicht.  

Die Wirkungen der Konzentration bei sich überschneidenden Märkten, 
erfolgt analog zu den bereits beschriebenen Effekten intramedialer Fusio-
nen. Sowohl die Erhöhung als auch die Verringerung der Anzahl der Anbie-
ter kann im Zweifel zu mehr Vielfalt und somit auch zu mehr Meinungsviel-
falt führen. Eindeutige Wirkungen sind auch hier nicht auszumachen. Lie-
gen jedoch signifikante Veränderungen der Marktanteile vor, ist wie üblich 
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eine Prüfung nach dem Wettbewerbsrecht und (sollten private Rundfunk-
sender beteiligt sein) dem Medienrecht vorzunehmen.   

Interessanter ist hingegen der Fall, bei dem keine oder nur unwesentli-
che Überschneidungen der einzelnen Medienmärkte vorliegen. Meinungs-
macht kann hierbei dadurch entstehen und ausgenutzt werden, dass gleich-
zeitig über verschiedene Produkte dieselbe Meinung bzw. dieselben verzerr-
ten Inhalte wiedergegeben werden. Die Frage, inwiefern dies von den Kon-
sumenten tatsächlich aufgenommen wird, ist dabei nicht einfach zu beant-
worten. Zwar spielt der Marktanteil in den einzelnen Märkten eine Rolle 
dabei, welche Informationen grundsätzlich von den Konsumenten aufge-
nommen werden könnten, einen Aufschluss über das tatsächliche Konsum-
verhalten gibt es dadurch aber nicht. Es liegt damit ein grundsätzliches 
Problem bei der Messung von Meinungsmacht vor, das sich wohl kaum in 
befriedigender Weise lösen lässt (vgl. dazu Kapitel 5). Grundsätzlich kann 
man aber auch bei crossmedialen Fusionen davon ausgehen, dass zum einen 
ein Medienunternehmen keinen Anreiz hat mit sich selbst in Konkurrenz zu 
treten um sich selbst zu kannibalisieren. Es ist also wahrscheinlich, dass 
eher komplementäre Angebote erstellen werden, als substitutionale (Gouna-
lakis & Zagouras, 2006). Dies gilt vor allem dann, wenn Vielfalt (auch Mei-
nungsvielfalt) als horizontale und vertikale Produktdifferenzierung aufge-
fasst wird. Auch bezüglich des Medienbias gibt es keinen Grund zur An-
nahme, dass sich gewinnmaximierende konglomerate Medienunternehmen 
zu weit von den Präferenzen der Konsumenten entfernen. Zwar ist hier der 
Einfluss letztendlich größer, als bei monomedialen Unternehmen, allerdings 
ist auch ein möglicher Verlust umso größer, je stärker die Verzerrung der 
Medien aus Sicht der Konsumenten ist.  

Abschließend sei noch einmal darauf hingewiesen, dass langfristig ei-
ne Endogenität zwischen den Präferenzen der Konsumenten und der In-
haltsgestaltung der Medien existiert. Insofern kann durchaus der Einfluss 
einzelner Medien dazu führen, dass die Meinungen der Konsumenten beein-
flusst werden. Die bei, von den Präferenzen der Konsumenten, abweichen-
der Berichterstattung entstehenden Verluste fallen daher wohl langfristig 
geringer aus im Vergleich zu einer Situation in der Präferenzen stabil sind. 
Letztendlich bedeutet ein Abweichen jedoch immer noch, dass Gewinnein-
bußen entstehen. Wie groß diese Gewinneinbußen sind, hängt vor allem 
davon ab, wie stark der Wettbewerb und wie groß die Bereitschaft der Kon-
sumenten ist auf enge Substitute oder auch andere Medien auszuweichen.  

Ziel sollte es daher sein, den Blick nicht ausschließlich auf mögliche 
Effizienzvorteile zu richten und die Gefahren einer hohen Konzentration im 
Mediensektor vollständig zu vernachlässigen. Ein zu großer Einfluss auf die 
Meinungsbildung, in Verbindung mit veränderbaren Präferenzen, könnte 
langfristig dazu führen, dass ein Einfluss geltend gemacht werden könnte, 
ohne dabei zu starke ökonomische Nachteile hinnehmen zu müssen. Es stellt 
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sich jedoch auch die Frage, ob Meinungsmacht in diesem Fall anders zu 
bewerten ist, als eine mögliche Marktmacht. Sobald ein Unternehmen in der 
Lage ist, seine Marktmacht soweit auszunutzen, sodass signifikante Wett-
bewerbsbeschränkungen die Folge sind, sollten Wettbewerbsbehörden diese 
Beschränkungen verhindern. Dass Meinungsmacht aber immer noch einer 
schärferen Beschränkung von externem Unternehmenswachstum bedarf, als 
Marktmacht ist fraglich. So trägt das Internet schon heute dazu bei, dass 
eine quasi unendliche Anzahl an Meinungen verbreitet werden und auch 
wahrgenommen werden können (Bornemann, 2006 und Gounalakis & Za-
gouras, 2006).11 Die technischen Möglichkeiten sind gegeben, dass etwa 
neue virtuelle Zeitungen angeboten werden, ohne dass hohe Fixkosten bei 
der Drucklegung oder der Distribution entstehen oder das beispielsweise 
neue Sender gegründet werden, die über das Internet (IPTV) Verbreitung 
finden. Insofern ist aufgrund sinkender Marktzutrittsbarrieren, zunehmender 
Konvergenz und technischer Innovationen Marktzutritt sowohl von neuen 
inländischen aber auch von ausländischen Plattformen jederzeit möglich 
und mit relativ geringen Kosten verbunden. 

 

 

5 Die Messung von Meinungsmacht 
5.1 Die Problematik der Messung 
Laut Rundfunkstaatsvertrag kann ein Unternehmen in Deutschland eine un-
begrenzte Anzahl von Programmen veranstalten, solange es keine vorherr-
schende Meinungsmacht erlangt (vgl. § 26 RStV Abs. 1). Ziel dieser Vor-
schrift ist die Sicherung der Meinungsvielfalt. Zwar ist der Begriff der vor-
herrschenden Meinungsmacht weder im Rundfunkstaatsvertrag, noch an 
anderer Stelle definiert, jedoch definiert § 26 Abs. 2 Satz 1 einen Vermu-
tungstatbestand für vorherrschende Meinungsmacht, wenn „die einem Un-
ternehmen zurechenbaren Programme im Durchschnitt eines Jahres einen 
Zuschaueranteil von 30 von Hundert“ erreichen. Außerdem gilt nach § 26 
Abs. 2, Satz 2: „Gleiches gilt bei Erreichen eines Zuschaueranteils von 25 
vom Hundert, sofern das Unternehmen auf einem medienrelevanten ver-
wandten Markt eine marktbeherrschende Stellung hat oder eine Gesamtbe-
urteilung seiner Aktivitäten im Fernsehen und auf medienrelevanten ver-
wandten Märkten ergibt, dass der dadurch erzielte Meinungseinfluss dem 
einem Unternehmen mit einem Zuschaueranteil von 30 von Hundert im 
Fernsehen entspricht.“ Die Prüfung dieser Voraussetzungen obliegt den 

                                                 
11 Zwar ist fraglich, ob das Internet schon jetzt eine so hohe Akzeptanz, wie etwa das Fern-
sehen oder der Rundfunk aufweist, jedoch bestünde hier ein mögliches Substitut, um einer 
einseitigen Berichterstattung entgegen zu wirken.  
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Landesmedienanstalten und der Kommission zur Ermittlung der Konzentra-
tion im Medienbereich (KEK).  

Der Wortlaut des Rundfunkstaatsvertrags wirft sowohl aus ökono-
mischer als auch aus juristischer Sicht einige interessante Fragen auf. Zu-
nächst ist unklar, ob der Zuschaueranteil als absolute Größe ein geeignetes 
Maß für die Bewertung von Meinungsmacht darstellt. Zum Beispiel lassen 
sich Meinungen in verschiedenen Formaten (wie Nachrichtensendungen, 
Unterhaltungs- und Sportsendungen) unterschiedlich stark transportieren. 
Ein über diese Formate gebildeter Durchschnitt, kann daher ein nur sehr 
ungenaues Bild des Meinungseinflusses liefern. Darüber hinaus stellt sich 
die Frage, ob die erwähnte Gesamtbetrachtung aller Aktivitäten nur dann 
erfolgen soll, wenn die geringere der beiden Anteilsgrenzen von 25% er-
reicht wird oder aber generell (also auch bei vorliegen geringerer Zuschau-
eranteilen) erfolgen soll. Diese Frage betrifft insbesondere den Fall ProSie-
benSat.1/Springer, da hier ein Zuschaueranteil von lediglich ca. 22% er-
reicht wurde.12 Außerdem ist unklar, welche Märkte (andere Medien- bzw. 
Rezipientenmärkte als die Rundfunkmärkte oder auch vor- und nachgelager-
te Märkte) als medienrelevante Märkte bezeichnet werden können. 

Besonders interessant erscheint jedoch die Gesamtbetrachtung aller 
Aktivitäten eines privaten Rundfunkunternehmens selbst bzw. die Aufgabe, 
diese Aktivitäten so abzubilden, dass sie mit dem Meinungseinfluss eines 
Fernsehunternehmens, das einen Zuschaueranteil von 30% aufweist, zu ver-
gleichen sind. Die KEK, die für diese Betrachtung zuständig ist, wird hier 
vor eine kaum zu lösende Aufgabe gestellt. Das Gesetz enthält tatsächlich 
keinen Hinweis darauf, wie eine solche Gesamtbetrachtung vorzunehmen 
oder wie die Aktivitäten in anderen medienrelevanten Märkten zu bewerten 
ist. Während eine marktbeherrschende Stellung klar über ökonomische Kri-
terien abzugrenzen ist, stellt sich hier die Frage, welche Kriterien den Mei-
nungseinfluss begründen und somit bei der Analyse herangezogen werden 
müssen. Darüber hinaus stellt sich die Frage, welchen Einfluss diese Krite-
rien in den einzelnen Märkten und im Vergleich zum Fernsehmarkt haben. 
Dabei ist nicht nur ein Vergleich des Einflusses verschiedener Medien vor-
zunehmen, sondern ebenso ein Maßstab zu entwickeln, der ein nachvoll-
ziehbaren und objektiven Vergleich ermöglicht. 

Es lässt sich also festhalten, dass eine Reihe von Kriterien erfüllt sein 
muss, um eine Gesamtbetrachtung der Aktivitäten der Medienunternehmen 
sinnvoll vornehmen zu können. Es muss (i) klar sein, welche Märkte als 
medienrelevante Märkte anzusehen sind, (ii) ein geeignetes System entwi-

                                                 
12 Interpretiert man die Grenze von 25% Zuschaueranteil als notwendige Bedingung für 
eine Prüfung auch dann, wenn keine marktbeherrschende Stellung auf medienrelevanten 
Märkten vorliegt, so hätte eine Untersuchung der KEK im Fall ProSiebenSat.1/Springer 
demnach nie stattfinden dürfen. Eine genauere Betrachtung dieser Frage geht jedoch über 
das Ziel dieses Papier hinaus.  
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ckelt werden, nach dem ein Vergleich der medienrelevanten Märkte mit 
dem Fernsehmarkt vollzogen werden kann und (iii) Kriterien entwickelt 
werden, nach denen ein solcher Maßstab aufgebaut werden kann.  

Insbesondere die Voraussetzung eines geeigneten Systems für den 
Vergleich der unterschiedlichen Medienmärkte erscheint hierbei problema-
tisch. Um ein geeignetes System zu entwickeln, muss ein statistisch valider 
Maßstab vorliegen, der es erlaubt, Marktanteile (bzw. Rezipientenanteile) 
aus TV-Märkten mit denen aus anderen Märkten zu vergleichen. Anders 
ausgedrückt müsste dazu die Frage beantwortet werden, wie groß der 
Marktanteil eines Unternehmen auf dem Markt für z.B. Anzeigenblätter sein 
muss, damit er einer Meinungsmacht entspricht, die bei einem 1%-igem 
Zuschaueranteil am Fernsehmarkt entsteht. Es können also nicht einfach 
Marktanteile verglichen werden, ohne eine gewisse Äquivalenz zwischen 
den Märkten abzubilden. Vielmehr müssen geeignete Gewichte definiert 
werden, die einen Vergleich des Meinungseinflusses möglich machen. Ob 
eine solch präzise Definition gelingt, ist allerdings fraglich.  

Voraussetzung für die Entwicklung eines entsprechenden Modells ist 
die Herleitung geeigneter Kriterien, mit der die Märkte vergleichen werden 
können. In einer Studie des Hans-Bredow-Instistuts (2003) wird unter ande-
rem diese Frage analysiert. Außerdem werden verschiedene Medienmärkte 
bezüglich ihrer potentiellen Meinungsmacht untersucht. Als wichtige Krite-
rien werden dabei etwa der Anteil an publizistischem Angebot oder die Zahl 
der erreichten Nutzer aber auch die Dauer der Nutzung sowie die Vermitt-
lungsfähigkeit angeführt. Obwohl diese Kriterien sich nicht nur im Ver-
gleich zwischen den Mediengenres unterscheiden, sondern wohl auch inner-
halb einer bestimmten Zeitungs-, Zeitschriften- oder anderen Mediengruppe 
deutlich variieren sollten, werden dann relativ große Abgrenzungen von 
Mediengruppen klassifiziert. So werden nicht nur Tageszeitungen und Ra-
diosender als jeweils ein Markt betrachtet, sondern ebenso nicht zwischen 
Sonntags- und Wochenzeitungen oder aktuelle Zeitschriften unterschieden. 
Es ist jedoch fraglich, ob nicht insbesondere aktuelle Zeitschriften aber auch 
Zeitungen einen unterschiedlichen Anteil an publizistischem Angebot und 
somit Meinungseinfluss haben.  

Letztendlich wird eine Rangfolge erstellt, bei der das Fernsehen in Be-
zug auf den Meinungseinfluss den größten Einfluss – gefolgt vom Radio 
und den Tageszeitungen – darstellt. Sonntags- Wochenzeitungen, Nachrich-
tenmagazine und aktuelle Zeitschriften folgen auf den weiteren Plätzen, 
Anzeigenblätter, Programmzeitschriften und Online-Dienste werden nach-
rangig beurteilt. Weiterhin werden Schwellen vorgeschlagen, nach denen 
ein substanzieller Meinungseinfluss in den Märkten vorhanden ist. Dabei 
wird die Differenz von 5% Zuschaueranteil (die aus den im RStV genannten 
Schwellen 30% und 25% entsteht) als Schwelle definiert, ab der im TV-
Markt substanzieller Meinungseinfluss vorhanden sein soll. Weiter wird 
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argumentiert, dass für die zweitwichtigsten Medien (Radio und Tageszei-
tungen) eine Schwelle von 10% gilt, ab der Meinungseinfluss evident ist. 
Der nächsten Gruppe wird dann eine Schwelle von 15% zugewiesen usw. 
Leitet man aus diesen Schwellen Gewichte ab, die den Meinungseinfluss 
vergleichbar erscheinen lassen, so würde sich für das Radio und die Tages-
zeitung jeweils ein Gewicht von 1/2 ergeben. Ein Marktanteil einer Tages-
zeitung von 60% würde also dann einem Meinungseinfluss adäquaten Zu-
schaueranteil von 30% im TV-Markt entsprechen. Zugleich wird allerdings 
auf die Problematik hingewiesen, dass die Schwellen „überexakt“ seien, es 
also keine wissenschaftliche Begründung gäbe, warum diese Schwellen an-
statt bei z.B. 10% vielleicht bei 12,5% liegen sollten. Problematisch wird 
diese Aussage allerdings dann, wenn diese Regeln angewendet werden und 
z.B. eine Fusion untersagt wird, weil die entstehenden Marktanteile zusam-
mengenommen die besagte Zuschaueranteilsschwelle von 30% nur leicht 
übersteigen.  

Insgesamt zeigt sich, dass die Herleitung eines Bewertungssystems 
äußerst problematisch ist und sich exakte Werte ohne weitere empirische 
Evidenz kaum bestimmen lassen. Doch selbst anhand von Befragungen oder 
anhand von weiteren empirischen Daten lässt sich ein solches System nicht 
einfach herleiten. Eine aggregierte Betrachtung und Gewichtung der Anteile 
einzelner Medien erscheint dabei besonders kritisch. Zwar erscheint eine 
Einzelfallbetrachtung hier sinnvoller, jedoch würde damit auch die Gefahr 
der willkürlichen Bewertung ansteigen, außerdem würden die Regulie-
rungskosten deutlich ansteigen. Eine Lösung dieses Dilemmas ist nach wie 
vor nicht in Sicht. Um die Schwierigkeit des Vergleichs der einzelnen Me-
dienprodukte weiter herauszustellen, wird im Folgenden der Fall ProSie-
benSat.1/Springer näher betrachtet. 

 

5.2 Der Fall ProSiebenSat.1/Springer 
5.2.1 Bewertung der Fusion seitens der KEK 

Die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich hat 
am 10. Januar 2006 entschieden, dass die zwischen der ProSiebenSat.1 Me-
dia AG und der Axel Springer AG angemeldete Fusion vorherrschende 
Meinungsmacht begründen würde und somit nicht als unbedenklich bestä-
tigt werden könne. Selbst wenn das Bundeskartellamt diesen Zusammen-
schluss in dem davon unabhängigen Verfahren vorher genehmigt hätte (das 
Bundeskartellamt hat diesen Zusammenschluss ebenfalls untersagt, vgl. 
Bundeskartellamt, 2006) hätte der Zusammenschluss aufgrund dieser Ent-
scheidung nicht vollzogen werden können. Die bereits angesprochene Prob-
lematik, eine Gesamtbetrachtung aller Aktivitäten eines Rundfunk-
unternehmens in medienrelevanten Märkten vorzunehmen, spielte bei die-
sem Verfahren eine gewichtige Rolle. Da ProSiebenSat.1 lediglich einen 

 23



Marktanteil (gemessen an der durchschnittlichen Zuschauerzahl) von ca. 
22% im vorangegangenen Jahr aufgewiesen hat (vgl. Tabelle 1) wurde we-
der die 30%-Grenze, die eine sofortige Untersagung des Zusammen-
schlusses zur Folge gehabt hätte, noch der Zuschaueranteil von 25%, der 
eine Prüfung einer marktbeherrschenden Stellung ermöglicht hätte, erreicht. 
Die einzig verbleibende Möglichkeit, den Fall zu prüfen, war nach Aussage 
der KEK (2006), die Gesamtbetrachtung aller Aktivitäten. Inwieweit eine 
Prüfung nach dem RStV überhaupt zulässig war, bleibt fraglich, soll in die-
sem Beitrag jedoch nicht weiter diskutiert werden.  

Nachdem die KEK festgestellt hat, dass eine Prüfung aus ihrer Sicht 
vorzunehmen ist und dazu eine Gesamtbetrachtung der Aktivitäten in me-
dienrelevanten Märkten durchgeführt werden musste, wurden die entspre-
chenden Märkte identifiziert, die eine Medienrelevanz aufweisen und nach 
der Fusion mit der Springer AG bedient worden wären. Hierzu gehören ins-
besondere die vom Springer-Konzern bedienten Märkte für Tageszeitungen, 
Programmzeitschriften, Publikumszeitschriften, Anzeigenblätter, Online-
Aktivitäten und dem Hörfunk. Ziel der KEK war es, mögliche „vielfaltsve-
rengende Umstände“ zu identifizieren und einen Vergleich zum Meinungs-
einfluss im Fernsehen zu ermöglichen.  

 
 08/2004 – 07/2005 Dezember 2005 

ProSiebenSat.1 
Sat.1 10,60 10,30 
ProSieben 6,85 6,10 
Kabel 1 3,88 3,60 
N24 0,53 0,70 
9Live 0,20 0,20 
Summe 22,06 20,90 

RTL 
RTL-Gruppe  25,43 23,80 

Öffentlich-rechtliche Unternehmen 
ARD 27,27 28,60 
ZDF 13,66 13,60 
Gemeinschaftsunternehmen 3,13 3,40 
Summe 44,06 45,60 

Weitere Unternehmen 
Disney-Gruppe 7,40 6,40 
Premiere (für 2004) 2,40 k.A. 
Viacom-Gruppe 1,45 1,70 
Summe 11,25 >8,10 

Tabelle 1: Zuschaueranteile der Sender der ProSiebenSat.1 Media AG in 
Prozent, Zuschauer ab 3 Jahren. Quelle: KEK (2006). 

Als erstes Medium wurden dazu Tageszeitungen analysiert. Im Gegensatz 
zur kartellrechtlichen Analyse wurde dabei auf eine Definition der einzelnen 
Teilmärkte für Abonnement-, Einzelverkauf-, und regionale Tageszeitungen 
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verzichtet. Als Begründung führt die KEK an, dass der Vertriebsweg für die 
Zeitungen nicht relevant sei, für die Analyse von vorherrschender Mei-
nungsmacht und somit lediglich auf die Tagespresse abzuzielen sei (vgl. 
KEK, 2006). Als Kriterien für die Beurteilung des Meinungseinflusses wur-
den dazu die Tagesaktualität des Mediums, die Breitenwirkung (Reichweite 
und Disponibilität) und die Suggestivkraft herangezogen. Während Tages-
zeitungen tagesaktuell sind, kann jedoch nur eine relativ geringere Reich-
weite von 51% (gemessen an der Gesamtbevölkerung) festgestellt werden. 
Die Disponibilität wird als hoch eingeschätzt, da Zeitungen zu jeder Zeit 
und an jedem Ort konsumiert werden können. Die Suggestivkraft wird als 
geringer im Vergleich zum Fernsehen eingeschätzt, mit der Begründung, 
dass Zeitungen weder bewegte Bilder, noch Ton zur Verfügung stehen. In 
der Gesamtbetrachtung wird der Tageszeitung somit ein Meinungseinfluss 
zugewiesen, der etwa 2/3 des Einflusses des Fernsehens entspricht. Weiter-
hin führt die KEK an, dass die Auflage aller Tageszeitungen, die von der 
Springer AG herausgegeben werden, einen Anteil von 26% an der gesamten 
Tagespresse (unter Einbeziehung von überregionalen und regionalen Abon-
nement- und Straßenverkaufszeitungen) hat. Durch Multiplikation mit dem 
Gewichtungsfaktor von 2/3 berechnet die KEK dann einen Marktanteil, der 
einem Zuschaueranteil von ca. 17% im Fernsehmarkt gleichgestellt wird. 
Mit anderen Worten entspricht nach Aussage der KEK der Meinungsein-
fluss der Zeitungen des Axel Springer Verlags dem Einfluss eines Fernseh-
senders, der einen Marktanteil von 17% innehat.  

 

Medium Gewicht Marktanteil 
Entspricht einem  

Zuschaueranteil von 
ungefähr 

Zeitungen 2/3 26% 17% 
Programmzeitschriften 1/7 29% 4% 
Publikumszeitschriften 1/10 8,16% 1% 
Anzeigenblätter - - - 
Online-Aktivitäten 1/2 5,7% 3% 
Hörfunk 1/2 - - 
Summe 401/210  25% 

Tabelle 2: Zuschaueranteilsberechnung KEK, Datenquelle:  
KEK (2006) 

Nach dem gleichen Muster wurden dann die weiteren Medien des Axel 
Springer Verlags analysiert und mithilfe der Kriterien Aktualität, Breiten-
wirkung und Suggestivkraft bewertet. Jedem Medium wurde dann ein ent-
sprechendes Gewicht zugewiesen und somit ein bestimmter fernsehadäqua-
ter (Ausdruck) Marktanteil berechnet (vgl. Tabelle 2). Ausnahmen wurden 
lediglich bei den Anzeigenblättern und beim Hörfunk gemacht. Während 
der Anteil von Anzeigenblättern als gering für den Meinungseinfluss einge-
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schätzt wird, führt die KEK bezüglich des Hörfunks an, dass der Axel 
Springer AG am gesamten Hörfunkmarkt als gering bewertet werden kann.  

Insgesamt kommt die KEK mit dieser Berechnung auf einen Marktan-
teil, der einem Unternehmen entspricht, das einen Zuschaueranteil von 25% 
im Fernsehmarkt hat. Summiert man diesen Wert mit dem Marktanteil von 
22%, den die ProSiebenSat.1 Media AG im Fernsehmarkt aufweist und sub-
trahiert noch die nach dem Staatsvertrag vorgesehenen Anteile für Regional-
programme und Drittfenster, so ergibt sich ein gesamter Marktanteil von 
42%. Folgt man der KEK, so würde mit der Fusion also ein Medienunter-
nehmen entstehen, das einen Meinungseinfluss aufweist, der einem Sender 
mit einem 42% Zuschaueranteil entspricht. Da dieser Wert aber größer als 
die vom Rundfunkstaatsvertrag festgelegten 30% ist, wurde die Fusion als 
nicht unbedenklich eingestuft (vgl. KEK, 2006).  

5.2.2 Bewertung der Analyse der KEK 

Wie bereits diskutiert, ist die Aufgabe der KEK, eine Gesamtbetrachtung 
aller Aktivitäten der Medienunternehmen vorzunehmen und einen Ver-
gleichsmaßstab für den Meinungseinfluss der Fernsehsender zu entwickeln, 
als äußerst undankbar zu bezeichnen. Ein sinnvoller Vergleich kann nur 
dann vorgenommen werden, wenn Meinungsmacht messbar ist und sich die 
einzelnen Marktanteile in den verschiedenen Märkten übertragen lassen. Es 
spricht jedoch einiges dafür, dass ein solcher Vergleich nicht möglich ist, 
bzw. nur mit sehr hohem Aufwand durchgeführt werden könnte. In jedem 
Fall erscheint das Vorgehen der KEK jedoch als zu kurz gegriffen, wie die 
folgenden Ausführungen zeigen werden.  

 

Auswahl und Abgrenzung der einzelnen Medien 
Eine erste Kritik betrifft die Auswahl der unterschiedlichen Medienmärkte 
bei der Bestimmung der unterschiedlichen Gewichte. So wird auf der einen 
Seite von einem gemeinsamen Markt für Tageszeitungen ausgegangen, mit 
der Begründung, dass die Vertriebsform nicht entscheidend für die Analyse 
der Meinungsmacht sei. Während eine solche Begründung für die Unter-
scheidung von überregionalen Abonnementtageszeitungen und überregiona-
len Straßenverkaufszeitungen noch nachvollziehbar erscheint (auch wenn 
hier nicht klar ist, ob eine gemeinsame Betrachtung tatsächlich adäquat ist), 
stellt sich die Frage, inwiefern regionale Tageszeitungen mit den überregio-
nalen Zeitungen gleichgestellt werden sollten. Aus ökonomischer Sicht 
spricht einiges dafür, dass regionale und überregionale Zeitungen unter-
schiedlichen Märkten zuzuordnen sind. Sowohl die Leser- als auch die An-
zeigenmärkte sind unterschiedlich abzugrenzen, da die Substitutionsbezie-
hungen zwischen den Medien als gering eingestuft werden können. Für die 
Bewertung des Meinungseinflusses kann dieser Umstand mindestens zwei 
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Bedeutungen haben. Zum einen definiert sich der Meinungseinfluss nicht 
zuletzt über die Verbreitung der einzelnen Medien und an der wettbewerbli-
chen Situation in den Märkten. Demnach kann ein bestimmter Marktanteil 
im nationalen Zeitungsmarkt nicht einfach mit den einzelnen Marktanteilen 
in den heterogenen regionalen Märkten gleichgesetzt und summiert werden, 
ohne damit eine Verzerrung und unterschiedliche Gewichtungen zu produ-
zieren. A priori ist dabei nicht klar, ob es somit zu einer Über- oder Unter-
schätzung des tatsächlichen Meinungseinflusses kommt. Die wettbewerbli-
che Situation und eine adäquate Marktabgrenzung sind also durchaus rele-
vante Faktoren bei der Messung von Meinungsmacht. Auf der anderen Seite 
ist es ebenso relevant, die tatsächlichen Beziehungen zwischen den einzel-
nen Zeitungsarten zu kennen. Da regionale und überregionale Zeitungen 
wohl eher in komplementärer Beziehung zu einander stehen sollten, als in 
einer substitutionalen, bedeutet ein hoher Marktanteil in beiden Märkten, 
dass es zu einem Mehrfachkonsum gleicher oder ähnlicher Inhalte und Mei-
nungen kommen kann. Eine Gleichbehandlung der Produkte ist also zumin-
dest zu hinterfragen.  

Im Gegensatz zu den Tageszeitungen hat sich die KEK bei der Analy-
se von Publikumszeitschriften einer anderen Strategie bedient. So wurde 
sowohl eine allgemeine Analyse von Publikumszeitschriften, als ein ge-
meinsamer Sektor durchgeführt, jedoch eine getrennte Untersuchung für 
Programmzeitschriften vorgenommen. Dabei erschließt sich dem Leser aber 
nicht der Grund für dieses Vorgehen.13 Auch wenn sich eine Programmzeit-
schrift bezüglich der genannten Kriterien von anderen Zeitschriften abheben 
sollte, so kann dies allerdings für verschiedenste Zeitschriftengenres festge-
stellt werden. Eine Begründung, warum gerade zwischen Programmzeit-
schriften und anderen Zeitschriftengenres zu trennen ist, wird von der KEK 
jedenfalls nicht explizit angeboten. 

Als ein weiteres Geschäftsfeld werden die Online-Aktivitäten der 
Springer AG sowie von ProSiebenSat.1 untersucht. Hervorgehoben wird 
dabei insbesondere die Kooperation zwischen der Bild-Zeitung und T-
Online auf der einen Seite und der Kooperation zwischen ProSiebenSat.1 
und T-Online auf der anderen Seite.14 Ausreichende Daten zur Online-
Nutzung stehen der KEK nach eigenen Aussagen nicht zur Verfügung, um 
adäquate Reichweiten zu berechnen. Dennoch wird auf die Daten der IVW 
(Informationsgemeinschaft zur Feststellung zur Verbreitung von Werbeträ-
gen) verwiesen, die nach eigenen Aussagen Informationen über ca. 50% 
aller Seitenaufrufe in Deutschland vorliegen hat und auswertet. Abgesehen 
davon, dass hier nur Informationen über deutsche Angebote aufgeführt sind, 
                                                 
13 Auch wenn die Studie des Hans-Bredow-Instituts die Stellung der Programmzeitschriften 
hervorhebt, so sieht sie diese jedoch nicht als stärker an als andere aktuelle Zeitschriften.  
14 Bemerkenswert ist dabei, dass eine Kooperation zwischen T-Mobile und ProSiebenSat.1 
seit April 2006 nicht mehr besteht. 
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also sich ausschließlich auf das deutsche Angebot bezieht und somit alle 
möglichen Substitute aus dem (deutsch- und anderssprachigen Ausland) 
ignoriert werden, führt die IVW in ihrer Zählung im Juni 2006 gerade mal 
497 Angebote an.15 Es ist nicht anzunehmen, dass mit dieser geringen Zahl 
tatsächlich 50% aller Seitenaufrufe abgedeckt sind. Die Berechnung eines 
Markanteils von 5,7% für das neue fusionierte Unternehmen, erscheint da-
her mehr als fraglich. Besonders unglaubwürdig wird dieser Wert, wenn 
man bedenkt, dass nicht zwischen verschiedenen Inhalten der Seiten oder 
Zielgruppen unterschieden wird, sondern alle Internetinhalte gleichgewich-
tig in die Berechnung eingehen. Außerdem ist fraglich, inwiefern eine sol-
che Messung überhaupt technisch möglich ist, um 50% aller Seitenaufrufe 
in Deutschland abzudecken.  

 

Bestimmung und Art der Gewichte 

Die von der KEK zugewiesenen Gewichte werden anhand der ausgewählten 
Kriterien zwar motiviert, eine genauere Erläuterung, der einzelnen Größen 
fehlt allerdings. Dabei ist durchaus nachvollziehbar, dass Tagesaktualität, 
Breitenwirkung und Suggestivkraft eine Reihung der Medien bezüglich des 
Meinungseinflusses zulässt und die Erstellung einer ordinalen Skala (bei der 
z.B. Zeitungen ein höherer Meinungseinfluss zugewiesen wird als etwa An-
zeigenblättern), sollte auf diese Wiese problemlos möglich sein. Ein ma-
thematisch exakter und kardinaler Wert kann aber nur dann abgeleitet wer-
den, wenn auch die ausgewählten Kriterien anhand einer kardinalen Skala 
abgebildet werden. Wird jedoch, wie in diesem Fall geschehen, lediglich 
eine Einschätzung über die ungefähre Stärke der Kriterien abgegeben (ledig-
lich die Reichweite ist hiervon ausgenommen), so erscheint die Wahl der 
Gewichte willkürlich. Insbesondere dann, wenn durch die Multiplikation der 
Gewichte mit den einzelnen Marktanteilen ein scheinbar mathematisch ex-
akter Wert berechnet wird, kann auf eine genaue Bestimmung dieser Größen 
nicht verzichtet werden. Wie auch schon im Gutachten des Hans-Bredow-
Instituts, liegt hier ein schwerwiegendes Problem bei der Analyse des Mei-
nungseinflusses vor. 

Die Berechnung der Gewichte im Einzelnen ist bei fast allen Medien 
nur schwer nachvollziehbar. Beispielhaft sei der Bereich der Internetpräsenz 
genannt. So führt die KEK an, dass zwar die Reichweite mit ca. 28% noch 
gering und auch die räumliche und zeitliche Disponibilität nicht sehr hoch 
                                                 
15 Im Januar 2006, als die KEK die Entscheidung zur Fusion bekannt gegeben hat, lagen 
lediglich 407 Angebote vor. Allerdings sind die Online-Angebote teilweise in verschiedene 
Seiten unterteilt, sodass von einer höheren Zahl an Internetseiten ausgegangen werden 
kann. Eine genaue Zahl kann jedoch nicht festgestellt werden, da auch Mehrfachbenennun-
gen einer Seite (z.B. Handelsblatt.de, Handelsblatt.com, Handelsblatt.net) existieren, die 
letztlich alle zu denselben Inhalten führen (vgl.   
http://ivwonline.de/ausweisung2/suchen2.php, 1. August 2007).  
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sei. Auf der anderen Seite wird aber von einer hohen Suggestivkraft und 
Tagesaktualität gesprochen. Insbesondere aber sei das Potential des Medi-
ums sehr hoch. Auch wenn dieser Einschätzung nur schwer widersprochen 
werden kann, stellt sich die Frage, warum gerade ein Gewicht von 1/2 ver-
anschlagt werden sollte. Auf ähnliche Wiese ließe sich auch ein Gewicht 
von 60% oder aber 40% begründen. Je nach Marktanteil der beteiligten Un-
ternehmen würde dies jedoch bedeuten, dass deutliche Zuschaueranteils-
schwankungen berechet werden würden. Bei der entsprechenden 30%-
Grenze besteht hier ein großer Spielraum, die entsprechenden Anteile zu 
variieren. Noch deutlicher wird dieser Spielraum bei Gewichten, die noch 
höher angesetzt werden, wie etwa bei Tageszeitungen.  

Bei der gewählten Vorgehensweise erweckt die KEK zwar den Ein-
druck, ein mathematisches Modell zur Bestimmung  der Zuschaueranteile 
zu Rate zu ziehen, tatsächlich hält dieses Modell einer genaueren Analyse 
jedoch nicht stand. Dies ist nicht nur an der Bestimmung der Gewichte fest-
zumachen, sondern ebenso daran, welche Eigenschaften diese Gewichte 
ausweisen. Ein geeignetes Modell müsste zumindest die Eigenschaft haben, 
dass die größte Meinungsmacht nur von einem Monopolisten bzw. einem 
Meinungskartell ausgehen kann. Ein Unternehmen, das also die größtmögli-
che Meinungsmacht aufweist müsste zu einem Marktanteil führen, der ei-
nem Zuschaueranteil im Fernsehmarkt von 100% entspricht. Dass die von 
der KEK gewählten Gewichte diese Eigenschaft jedoch nicht besitzen, lässt 
sich allein schon daran festmachen, dass deren Summe 401/210 oder ca. 
1,91 entspricht. In der Summe kann also ein Unternehmen, das in verschie-
denen Medienmärkten tätig ist, einen Meinungseinfluss haben, der einem 
Fernsehunternehmen entspricht, das einen Zuschaueranteil von etwa 200% 
aufweist. Ein Medienunternehmen kann also einen Meinungseinfluss auf-
weisen, der dem eines doppelten Monopolisten entspricht. Ein Vergleich mit 
der im Rundfunkstaatsvertrag genannten 30% als Vermutungstatbestand ist 
damit nicht möglich, solange nicht die natürliche Grenze von 100% erreicht 
wird. Denn letztendlich kann ein Monopolist auch nur einen Einfluss eines 
Monopolisten haben. Ein größerer Meinungseinfluss, als der maximale Ein-
fluss ist nur schwer vorstellbar.  

Selbst wenn man davon ausgeht, dass eine „hundertprozentige Mei-
nungsmacht“ nur über alle Medien zu messen ist, ist das Bewertungsschema 
der KEK nicht haltbar. In diesem Fall müsste entweder eine absolute Zahl 
(etwa 100% mal Anzahl vorhandener Medienmärkte) definiert werden, um 
dann ein relatives Maß zur Bestimmung der Meinungsmacht berechnen zu 
können. Alternativ könnte eine entsprechende nachträgliche Normierung auf 
100% vorgenommen werden. Beide Möglichkeiten haben jedoch den Nach-
teil, dass ein Bezug zur im Rundfunkstaatsvertrag vorgeschriebenen 30%-
Grenze nicht vorhanden ist und somit eine Bewertung nicht vorgenommen 
werden kann. Ein Vergleich der Märkte im Sinne des Gesetzes kann also 
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weder anhand der gewählten Methode, noch mithilfe leichterer Manipulati-
onen der Gewichte nicht vorgenommen werden. Ein Vergleich der Märkte 
ist somit nur möglich, wenn ein neues statistisch valides Bewertungsverfah-
ren entwickelt wird. Beide, das von der KEK verwendete, als auch das vom 
Hans-Bredow-Institut vorgeschlagene System, ist nicht geeignet Mei-
nungsmacht medienübergreifend zu messen und somit als unzureichend zu 
bezeichnen. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Vorgehensweise der KEK als 
äußerst problematisch zu bezeichnen ist. Mithilfe der (fehlenden) Marktab-
grenzung und Bestimmung einzelner Gewichte besteht ein zu großer Spiel-
raum bei der Beurteilung der Gesamtaktivitäten. Darüber hinaus ist eine 
kardinale Skala nur dann abzuleiten, wenn auch die verschiedenen Kriterien 
kardinal messbar oder zumindest mithilfe einer vorher definierten Skala 
umsetzbar sind. Die Anzahl der Einflüsse, die die Stärke des Meinungsein-
flusses determinieren, ist zu groß, um anhand weniger Kriterien eine Ein-
schätzung abgeben zu können. Es erscheint sogar fast unmöglich, auf diese 
Weise Meinungsmacht zu messen. Vielmehr sollte entweder auf eine solche 
Einschätzung verzichtet werden und lediglich festgesetzte Grenzen (wie die 
30%-Grenze) als Vermutungstatbestand herangeführt werden. Sollte dies 
juristisch nicht möglich oder politisch nicht gewünscht sein, sollten in jedem 
Fall in einem größeren Umfang wirtschafts- und kommunikations-
wissenschaftliche Erkenntnisse herangezogen werden, um ein exakteres 
System zu Messung von Meinungsmacht zu entwickeln. In der bestehenden 
Form ist die Messung von Meinungsmacht jedoch nicht zu vertreten.  

 

6 Fazit 
Das vorliegende Papier betrachtet den Zusammenhang von crossmedialen 
Fusionen und Meinungsvielfalt aus einer ökonomischen Perspektive. Dazu 
wurden zunächst die verschiedenen Anreize für Zusammenschlüsse zwi-
schen Medienunternehmen im Allgemeinen und im Fall von crossmedialen 
Fusionen im Speziellen analysiert. Im Anschluss wurde dann die ökonomi-
sche Literatur zu den Auswirklungen von Medienfusionen diskutiert. Im 
Zentrum standen dabei die Auswirkungen auf die Vielfalt, im Sinne einer 
horizontalen Produktdifferenzierung und im Sinne der Meinungsvielfalt. 
Eindeutige Effekte von Unternehmenszusammenschlüssen konnten dabei 
allerdings nicht festgestellt werden. Sowohl (Meinungs-)Vielfalt als auch 
der Medienbias können durchaus positiv von einer zunehmenden Konzent-
ration beeinflusst werden. Ein Hinweis darauf, dass Vielfalt einer stärkeren 
Konzentrationskontrolle bedarf, als dies im Fall der Wettbewerbsanalyse 
notwendig ist, konnte demnach nicht identifiziert werden.   

Aufgrund der bisherigen Ergebnisse, stellt sich die Frage, ob nicht eine 
Deregulierung des Medienrechts notwendig ist, um den neuen ökonomi-
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schen Erkenntnissen Rechnung zu tragen. Mehr noch stellt sich die Frage, 
ob eine Analyse der Marktmacht nicht eventuell ausreichend ist, um mögli-
chen Wettbewerbsbeschränkungen und auch Beschränkungen der Mei-
nungsvielfalt zu begegnen. Sollte Konzentration Meinungsvielfalt verhin-
dern, so gibt es jedoch im Umkehrschluss keinen Grund anzunehmen, dass 
die Marktmachtkontrolle nach dem Wettbewerbsrecht nicht ausreichend ist, 
Meinungsmacht angemessen zu begrenzen. Eine Anpassung der Vermu-
tungstatbestände bzw. eine alleinige Regulierung durch das Bundeskartell-
amt könnten hier zu einer adäquaten Lösung führen.  

In einem weiteren Schritt, wurde dann das Problem der Messung von 
Meinungsmacht dargestellt und anhand der geplanten Fusion der ProSie-
benSat.1 Media AG und der Axel Springer AG untersucht. Hierbei hat sich 
gezeigt, dass weder die Messung von Meinungsmacht, noch der adäquate 
Vergleich des Meinungseinflusses in den unterschiedlichen Medienmärkten, 
eine triviale Aufgabe darstellt. Neben der Bestimmung von medienrelevan-
ten Märkten und der Definition von einheitlichen Kriterien, die dazu dienen, 
Meinungseinfluss zu operationalisieren, ist es vor allem notwendig, ein ge-
eignetes Analysesystem zu entwickeln, nach dem Markt- bzw. Zuschaueran-
teile aus den einzelnen Märkten miteinander verglichen werden können. Ein 
solches System muss aus statischer Sicht valide sein und einige Eigenschaf-
ten erfüllen, die einen solchen Vergleich auch ermöglichen.  

Aufgrund der unterschiedlichen Struktur der verschiedenen Medien-
genres aber auch aufgrund der Unterschiede zwischen den einzelnen Pro-
dukten eines Genres (wie etwa zwischen unterschiedlichen aktuellen Publi-
kumszeitschriften) selbst, erscheint es fast unmöglich einen adäquaten Ver-
gleichsrahmen zu erstellen. So variiert der Anteil an redaktionellen Inhalten, 
die Zielgruppe oder die Erscheinungsweise bzw. das Verbreitungsgebiet 
doch zum Teil recht stark, sodass eine starke Aggregation zu verzerrten Er-
gebnissen führen muss. Eine Einzelfallbetrachtung könnte hier zwar Abhilfe 
schaffen, hat aber zum einen den Nachteil hoher Regulierungskosten und 
zum anderen würde dadurch ein relativ großer diskretionärer Spielraum bei 
der Bewertung einzelner Medien geschaffen.  

Letztendlich erscheint die bestehende Regulierung von crossmedialen 
Fusionen, nach dem Rundfunkstaatsvertrag und im Sinne einer ökonomi-
schen Analyse des Rechts, als suboptimal. Ohne ein exakteres Bewertungs-
system ist weder die KEK, noch eine andere Institution in der Lage Mei-
nungsmacht in adäquater Form zu messen. Ob sich ein solches System aber 
in zufriedenstellender Form überhaupt entwickeln lässt bleibt fraglich. Auch 
hier wäre eine Lösung, die Gesamtbetrachtung aller Aktivitäten der Me-
dienunternehmen aus dem Rundfunkstaatsvertrag zu streichen. Fraglich 
bleibt auch, ob die Prüfung vorherrschender Meinungsmacht überhaupt in 
einem unabhängigen Verfahren geprüft werden muss.  
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